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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Traité en parallèle de la révision totale du droit des marchés publics (17.019), l’accord
sur les marchés publics de l’OMC a obtenu l’aval du Conseil national par 176 voix contre
4 et 5 abstentions. L’objectif était de s’aligner sur les recommandations de l’OMC afin
de renforcer la transparence et de garantir un accès aux marchés publics. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

L’accord sur les marchés publics de l’OMC a été adopté par le Conseil des Etats à
l’unanimité. Il permet à la Suisse d’intégrer les recommandations de l’OMC afin de
garantir transparence et liberté économique. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

L'accord sur les marchés publics de l’OMC a été adopté lors du vote final. Il a été
accepté à l'unanimité par la chambre du peuple et la chambre des cantons. Le vote a eu
lieu en parallèle de la conférence de conciliation de l'objet 17.019 auquel il est lié. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit dem neuen
Konsumenteninformationsgesetz und der Revision der Bestimmungen über
Vertragsabschlüsse im Obligationenrecht. Umstritten war bei der ersten Vorlage der
Einbezug der Dienstleistungen in die Deklarationspflicht und bei der zweiten ein
Widerrufsrecht von bestimmten, ausserhalb von Geschäftslokalen abgeschlossenen
Verträgen. Die Mehrheit der SVP lehnte beide von der vorberatenden Kommission
vorgeschlagenen Bestimmungen ab; ein Antrag auf – im Gegensatz zum Ständerat –
nicht gestellt. In einer Abstimmung unter Namensaufruf setzte sich gegen den
Widerstand der SVP, der LP und der Hälfte der freisinnigen Fraktion die Meinung durch,
dass eine Deklarationspflicht, d.h. die Angabe von präzisen und vergleichbaren
Informationen, nicht nur für Waren, sondern auch für Dienstleistungsangebote
eingeführt werden soll. Bei den Bundessubventionen für die Durchführung von Tests
durch Konsumentenschutzorganisationen blieb ein Antrag Nabholz (fdp, ZH), der die
"Kann-Formel" durch eine Verpflichtung ersetzen wollte, knapp in der Minderheit. Bei
der OR-Revision unterlag der von der SP, dem LdU und einem Teil der Grünen
unterstützte Antrag, das Widerrufsrecht für Vertragsabschlüsse ausserhalb von
Geschäftslokalitäten auch bei Versicherungsverträgen zuzulassen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1990
HANS HIRTER

Im Ständerat stellte Schmid (cvp, AI) erneut den Antrag, auf die Revision des
Vertragsrechts nicht einzutreten. Sein Hauptargument, der Schutz der Konsumenten
vor aggressiven Verkaufsmethoden sei mit den neuen Bestimmungen des Gesetzes über
den unlauteren Wettbewerb (UWG) gewährleistet, vermochte die Ratsmehrheit nicht zu
überzeugen. Die Differenzbereinigung verlief problemlos. Insbesondere wurde in
deren Verlauf präzisiert, in welchen Fällen ein Widerrufsrecht möglich sein soll: bei
Vertragsabschlüssen in Wohnräumen und deren Umgebung, in öffentlichen
Verkehrsmitteln, auf öffentlichen Strassen und Plätzen sowie bei sogenannten
Werbeausflugsfahrten. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.1990
HANS HIRTER

Seit Jahren haben unseriöse Firmen die in bezug auf die Definition des
Betrugstatbestands grosszügige schweizerische Gesetzgebung ausgenützt, um von hier
aus im Ausland mit irreführenden Angaben Dienstleistungen anzubieten. Insbesondere
waren Firmen aktiv geworden, welche für Einträge in private Markenregister sowie
Telex- und Telefaxverzeichnisse, welche als amtliche Verzeichnisse angepriesen
wurden, Rechnung stellten. Dieses Vorgehen gilt in der Schweiz bloss als einfache, d.h.
nicht "arglistige" Täuschung und wird nur auf Antrag von Kunden, Konkurrenten,
Unternehmer- und Konsumentenorganisationen verfolgt. Geschädigte im Ausland
verzichten jedoch oft auf eine Anzeige, weil sie diese Rechtslage nicht kennen oder weil

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.08.1992
HANS HIRTER
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ihnen die Umtriebe zu gross erscheinen. Um derartige Geschäftsmethoden, welche das
Ansehen der Schweiz im Ausland beeinträchtigen, wirksamer bekämpfen zu können,
hatte der Bundesrat 1991 eine Revision des Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb
(UWG) beantragt. Als Neuerung schlug er vor, dass in Unlauterkeitsfällen, die den guten
Ruf der Schweiz im Ausland beeinträchtigen, der Bund ein quasi stellvertretendes
Klagerecht erhält. Das Parlament stimmte diesem Vorschlag zu, nachdem es auf Antrag
der Nationalratskommission noch ergänzt hatte, dass dem Bund diese Kompetenz nur
dann zukommt, wenn die klageberechtigte Person im Ausland ansässig ist. 6

Mit der am 6. Dezember des Vorjahres erfolgten Ablehnung des EWR-Vertrags durch
das Volk konnten auch die unter dem Titel Eurolex vorgenommenen Anpassungen an
den Acquis communautaire der EU nicht in Kraft treten. Im Sinne einer mit der
europäischen Gesetzgebung weitgehend kompatiblen schweizerischen Rechtsordnung,
namentlich auch im Wirtschaftsbereich, entschloss sich der Bundesrat, insgesamt 27
der damals vom Parlament beschlossenen Erlasse in einem Swisslex genannten Paket
neu aufzulegen. Enthalten waren darin auch alle konsumentenpolitischen Vorlagen der
Eurolex.
Sowohl beim Konsumkreditgesetz als auch der Produktehaftpflicht, der Ausdehnung
des Widerrufsrechts für Haustürgeschäfte, dem Gesetz über den unlauteren
Wettbewerb und der rechtlichen Definition und den Mindestanforderungen für
touristische Pauschalreisen übernahm der Bundesrat jeweils die vom Parlament 1992
verabschiedete Fassung mit einigen redaktionellen Änderungen.
In der parlamentarischen Behandlung waren diese fünf Vorlagen vor allem im
Nationalrat nicht unumstritten. Gegen den vor allem von der SVP, der LP und der AP
getragenen Widerstand setzte sich die Neuerung, dass ein Richter im Rahmen des UWG
die Beweislast für Werbebehauptungen umkehren kann, nur relativ knapp durch. Die
kleine Kammer hatte der Revision oppositionslos zugestimmt. Auch die Bestimmungen
über touristische Pauschalreisen wurden, trotz des Widerstands der SVP-Fraktion im
Nationalrat, von beiden Räten verabschiedet. Unbestritten war in beiden Kammern die
Erweiterung des Widerrufsrechts. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1993
HANS HIRTER

Umstritten war auch die Ausgestaltung des Gesetzes über den Kleinkredit. Wie bereits
bei der Eurolex versuchten Vertreter der SP vergeblich, schärfere Bestimmungen
einzubringen. Sie unterlagen ebenfalls, als der Nationalrat einem Antrag Oehler (cvp, SG)
zustimmte, der die Gesetzgebung über Konsumkreditverträge (mit Ausnahme des
gemäss OR den Kantonen vorbehaltenen Erlasses von Höchstzinssätzen) zur
ausschliesslichen Bundessache erklärte, womit kantonal strengere Bestimmungen nicht
mehr zulässig wären. Dieser Vorschlag war bereits in der erstberatenden Ständekammer
von der Kommissionsmehrheit eingebracht, aber auf Antrag von Josi Meier (cvp, LU)
abgelehnt worden. In der Differenzbereinigung schwächte der Ständerat den Beschluss
des Nationalrats insofern ab, als dass er dem Bund zwar die Kompetenz zur
abschliessenden Regelung des privatrechtlichen Bereichs zugestand, gleichzeitig aber
sicherstellte, dass in bezug auf Sozialschutz über die Swisslex hinausgehende kantonale
öffentlichrechtliche Bestimmungen in Kraft bleiben können. Die grosse Kammer schloss
sich diesem Entscheid an. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1993
HANS HIRTER

Der Bundesrat möchte mit einer Revision des Gesetzes über den unlauteren
Wettbewerb (UWG) die Bestimmungen über die Durchführung von Aus- und
Sonderverkäufen lockern. In der Vernehmlassung sprach sich einzig die SP gegen eine
totale Liberalisierung aus; ihre Zustimmung zu einer teilweisen Lockerung durch die
Aufhebung der Bewilligungspflicht machte sie von flankierenden
Konsumentenschutzmassnahmen abhängig. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.10.1993
HANS HIRTER

Ebenfalls zum Revitalisierungsprogramm des Bundesrates gehört eine Liberalisierung
des öffentlichen Beschaffungswesens. Für den Bereich des Bundes gab der Bundesrat
eine Revision der entsprechenden Verordnung in die Vernehmlassung. Demnach hat die
Vergabe im Wettbewerb zu erfolgen, an dem sich auch Ausländer beteiligen können,
ohne dass sie, wie dies der EWR von Firmen aus Nichtmitgliedländern verlangt, um 3%
günstiger sein müssen. Aufträge im Bauhauptgewerbe sind öffentlich auszuschreiben,
wenn sie die Summe von einer Mio. Fr. übersteigen. Um ein Sozialdumping zu
vermeiden, müssen in der Schweiz tätige ausländische Unternehmen aber die Löhne

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.10.1993
HANS HIRTER
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nach schweizerischen Kollektivverträgen kalkulieren. 10

Ein wesentliches Element des vom Bundesrat im Januar vorgestellten
Revitalisierungsprogramms für die Schweizerische Wirtschaft bildete die Ankündigung
einer Revision des Kartellgesetzes. Ende Oktober gab der Bundesrat den Vorentwurf in
die Vernehmlassung. Gestützt auf die Vorschläge einer von ihm eingesetzten
Studienkommission möchte er Kartelle zwar nicht gänzlich verbieten, jedoch
Absprachen für die Bereiche Preise, Mengen und Gebietsaufteilungen als Behinderung
des wirksamen Wettbewerbs erklären und deshalb im Normalfall nicht mehr zulassen.
Zudem sprach er sich auch für die Einführung einer Genehmigungspflicht für Fusionen
ab einer bestimmten Umsatzsumme aus. Die Klageberechtigung gegen kartellistische
Praktiken soll neben betroffenen Firmen, Privatpersonen und Branchenverbänden auch
den Konsumentenorganisationen zugesprochen werden. Auf organisatorischer Ebene
schlug der Bundesrat die Schaffung eines Bundesamtes für die Durchführung von
Marktuntersuchungen vor sowie die Umwandlung der bestehenden Kartellkommission
in einen Wettbewerbsrat mit Entscheidungskompetenzen. Bereits vor der
Vernehmlassung hatte der Vorort Kritik an einer Fusionskontrolle geübt und der
Gewerbeverband grundsätzliche Einwände gegen eine Verschärfung des
Wettbewerbsrechts angemeldet. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1993
HANS HIRTER

In Anbetracht der neuen Situation, welche durch die erfolgreich abgeschlossenen
GATT-Verhandlungen entstanden war, beschloss der Bundesrat im März, die Revision
der Submissionsverordnung, zu welcher er im Vorjahr eine Vernehmlassung eröffnet
hatte, einzustellen und gleich ein neues Gesetz vorzulegen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, im Rahmen einer Teilrevision des Gesetzes
über den unlauteren Wettbewerb (UWG), die seit einiger Zeit als veraltet empfundenen
Vorschriften über das Ausverkaufswesen aufzuheben. Damit dürfen neu sowohl Total-
und Teilausverkäufe als auch Sonderverkäufe ohne Bewilligung und Einschränkungen in
bezug auf Datum und Häufigkeit durchgeführt werden. Der Schutz der Konsumenten
und Konkurrenten vor Irreführung resp. unlauterer Werbung ist nach Ansicht des
Bundesrates durch die Bestimmungen des UWG namentlich über die Pflicht der
Preisdeklaration und das Lockvogelverbot ausreichend sichergestellt. Der Ständerat
akzeptierte die vorgeschlagene Liberalisierung diskussionslos. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.05.1994
HANS HIRTER

Das ab dem 1. Januar 1996 geltende neue Welthandelsabkommen (GATT-WTO) wird -
unter dem Vorbehalt der Gewährung von Gegenrecht - auch eine Liberalisierung des
Submissionswesens zur Folge haben. Es dehnt namentlich den Geltungsbereich auf
staatliche Unternehmen im Bereich Energie, Wasser- und Verkehrsinfrastrukturen
(staatliche Bahn- und Telecom-Betriebe sind allerdings im WTO-Abkommen
ausgeklammert) und auf die Kantone aus. Zudem regelt es detailliert das Vorgehen bei
der Ausschreibung und der Vergabe und schreibt die Einrichtung einer Rekursstelle vor.
Um die nötigen gesetzlichen Anpassungen zu vollziehen, legte der Bundesrat parallel zur
Ratifikation des Abkommens den Entwurf für ein neues Gesetz über das öffentliche
Beschaffungswesen des Bundes vor. Dieser Entwurf enthält auch Bestimmungen über
die einzuhaltenden Arbeitsbedingungen, um sozial negative Auswirkungen für die
inländischen Arbeitnehmer und Konkurrenznachteile für schweizerische Firmen infolge
der Gleichbehandlung der Offerten ausländischer Firmen zu verhindern. Diese
Bedingungen sollen den am Ort der Leistungserbringung üblichen
arbeitsschutzrechtlichen, gesamtarbeitsvertraglichen und anderen Abmachungen
entsprechen - sie sind also lediglich für die in der Schweiz ausgeführten Arbeiten
verbindlich. Analog dazu wurde auch festgehalten, dass nur Unternehmen von der
Liberalisierung profitieren können, welche - bei in der Schweiz erbrachten Leistungen -
auf geschlechtsspezifische Diskriminierungen verzichten. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1994
HANS HIRTER
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Beide Kammern des Parlaments behandelten das neue Gesetz in der Dezembersession.
Die Vorlage wurde grundsätzlich nicht bekämpft, war aber in einigen Punkten recht
umstritten. Der Ständerat beschloss, auf die explizite Erwähnung der Gleichbehandlung
von Mann und Frau zu verzichten, da dieser Rechtsgrundsatz in der Verfassung und
zukünftig wohl auch im Gleichstellungsgesetz rechtlich verankert ist und seiner Ansicht
nach nicht in jedem Spezialgesetz noch gesondert aufgeführt werden muss. Als
wettbewerbspolitisch umstrittenster Artikel erwies sich die vom Bundesrat beantragte
Einführung von Verhandlungen mit den Anbietern, wenn kein Angebot als das
wirtschaftlich günstigste evaluiert werden kann (sog. Angebotsrunden). Solche
Gespräche sind in der Privatwirtschaft üblich und vom WTO-Vertrag für öffentliche
Aufträge erlaubt, aber nicht vorgeschrieben. Sie gestatten den Anbietern, ihre in der
Offerte genannten Preise nachträglich nach unten zu korrigieren, und verschärfen
damit den Konkurrenzkampf. In der Vernehmlassung waren sie vom Gewerbeverband
und vom Vorort bekämpft worden. Der Ständerat lehnte zwar das von der
Kommissionsmehrheit beantragte Verbot einer Verhandlungsrunde über Preise ab,
wollte solche aber bloss unter restriktiven Bedingungen (vorherige Ankündigung oder
beim Verdacht auf Absprachen unter den Anbietern) zulassen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1994
HANS HIRTER

Im Rahmen der im Vorjahr eröffneten Vernehmlassung zu einem neuen Kartellgesetz
sprachen sich der SGV und der ihm angehörende Baumeisterverband gegen die
beabsichtigte Verschärfung aus und warnten vor negativen Folgen für Klein- und
Mittelbetriebe. Die Parteien äusserten sich grundsätzlich positiv. Gemeinsam mit dem
Vorort, der Bankiervereinigung - beide begrüssten die Verschärfung des Kartellgesetzes
- und dem SGV sprachen sich die drei bürgerlichen Bundesratsparteien allerdings
gegen die vorgesehene Fusionskontrolle aus. Die von den erwähnten Gruppierungen
vorgebrachte Kritik an der Schaffung eines Bundesamtes für Wettbewerb (anstelle einer
verwaltungsunabhängigen Kommission) wurde auch von der SP geteilt. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.10.1994
HANS HIRTER

Ende November verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft für eine Totalrevision
des Kartellgesetzes. Er hielt dabei an den Leitlinien des Vernehmlassungsentwurfs fest.
Kartelle werden nicht grundsätzlich verboten, da dafür die Verfassungsgrundlagen
fehlen. Im Gegensatz zur geltenden Regelung sollen aber nicht mehr Vor- und Nachteile
von kartellistischen Absprachen abgewogen werden (Saldomethode), sondern
horizontale Absprachen - d.h. solche zwischen Unternehmen, die potentiell
miteinander in Wettbewerb stehen - in bezug auf Preise, Mengen und
Gebietsaufteilungen generell als Massnahmen zur Verhinderung eines wirksamen
Wettbewerbs bezeichnet und deshalb als unzulässig erklärt werden. Ausnahmen von
diesem Prinzip sollen aus politischen Gründen zwar möglich bleiben, müssen aber vom
Bundesrat beschlossen werden. Übrige Marktvereinbarungen sollen in denjenigen Fällen
erlaubt bleiben, wo sie die wirtschaftliche Effizienz verbessern. Das neue Gesetz richtet
sich nicht nur gegen Kartelle, sondern soll auch missbräuchliche Praktiken
marktbeherrschender Unternehmen sowohl auf der Angebots- als auch auf der
Nachfrageseite verhindern.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

An der Genehmigungspflicht für Fusionen hielt die Regierung fest. Sie berücksichtigte
aber die Kritik des Vororts insofern, als dass sie die Kriterien für die Unterstellung unter
die Genehmigungspflicht verstärkt auf die Verhinderung marktbeherrschender
Stellungen auf dem Inlandmarkt ausrichtete. Nicht nur der Umsatz der geplanten
Vereinigung soll dabei eine Rolle spielen, sondern zusätzlich auch der in der Schweiz
erzielte Umsatz der beiden grössten daran beteiligten Unternehmen. Damit ist der Kauf
von nur im Ausland tätigen Firmen durch schweizerische Gesellschaften nicht
bewilligungspflichtig. Die Genehmigung von Fusionen soll zudem nur verweigert werden
dürfen, wenn durch den Zusammenschluss der wirksame Wettbewerb beseitigt würde.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Die in die Vernehmlassung gegebenen Vorschläge für den institutionellen Bereich
wurden ebenfalls abgeändert: Nicht ein eigenes Bundesamt soll die Untersuchungen
durchführen, sondern das Sekretariat der anstelle der Kartellkommission tretenden
Wettbewerbskommission, welche wie ihre Vorgängerin ein Expertenausschuss bleiben
soll. An den Untersuchungen des Sekretariats sollen sich gemäss den neuen
Bestimmungen nicht nur direkt geschädigte Unternehmen und ihre Verbände, sondern
auch Konsumentenschutzorganisationen beteiligen können. Als weitere Neuerung ist

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER
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geplant, dass das neue Gesetz auch auf öffentliche Unternehmungen anwendbar ist,
soweit in deren Tätigkeitsbereichen Wettbewerb vorgesehen ist; ist dieser nicht
vorgesehen, wird die Kommission wie bisher nur Empfehlungen abgeben dürfen. Der
Vorschlag des Bundesrats für ein neues Wettbewerbsrecht nähert sich zwar den EU-
Normen an, er verzichtet aber weiterhin auf ein Kartellverbot, das eine
Verfassungsänderung zur Voraussetzung hätte, und er ist zudem grosszügiger bei der
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen. 17

Auch der Bundesrat war nach dem Nein zum EWR aktiv geworden. Er hatte im Juni 1993
eine Studienkommission eingesetzt und deren Vorschläge für die Beseitigung
kantonaler Wettbewerbsschranken im Winter in die Vernehmlassung gegeben. Das Ziel
der Schaffung eines vollständig liberalisierten Binnenmarktes wurde von den Kantonen,
den Parteien und Verbänden prinzipiell unterstützt. Mehrere grosse Deutschschweizer
Kantone und die LP zweifelten allerdings an der Verfassungsmässigkeit der
vorgeschlagenen Eingriffe in die Regelungskompetenzen der Kantone und
befürworteten Konkordatslösungen. Die Reaktionen der Wirtschaftsverbände fielen
ebenfalls gemischt aus, wobei aber keine Organisation das Vorhaben grundsätzlich
ablehnte. Bei der Liberalisierung der Submissionsregelungen forderten die
Gewerkschaften zusätzliche Vorschriften über die Einhaltung der am Ort der
Leistungserbringung üblichen Arbeits- und Entlöhnungsbedingungen. Die Unternehmer
des Baugewerbes verlangten gar den Verzicht auf eine Liberalisierung des
Submissionswesens; zusammen mit dem Gewerbeverband meldeten sie auch
Vorbehalte gegen die automatische gegenseitige Anerkennung von kantonalen
Fähigkeitszeugnissen an. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat legte im November - gleichzeitig mit dem Kartellgesetzentwurf - seinen
Vorschlag für ein Binnenmarktgesetz vor. Dieses neue Gesetz hält die Grundsätze für
einen freien Marktzugang von in der Schweiz niedergelassenen Personen und
Unternehmen fest. Insbesondere verankert es das aus der EU bekannte "Cassis-de-
Dijon-Prinzip", das von der Gleichwertigkeit der kantonalen Vorschriften für die
Ausübung von Erwerbstätigkeiten ausgeht und damit die Diskriminierung
ausserkantonaler Anbieter verbietet. Im öffentlichen Interesse liegende kantonale
Vorschriften über Einschränkungen des freien Zugangs zum Markt könnten zwar unter
bestimmten Umständen beibehalten werden, sie dürfen aber keinesfalls eine
Besserstellung ortsansässiger Anbieter zur Folge haben. Dieses Prinzip gilt vor allem
auch für die öffentlichen Beschaffungen und Aufträge, wo Vorschriften über Domizil
oder Eintragung in ein kantonales Handels- oder Berufsregister nicht mehr zulässig sein
sollen. Der Bundesrat berücksichtigte in seinem Entwurf die in der Vernehmlassung
angemeldeten föderalistischen Einwände der Kantone weitgehend. So anerkannte er
ausdrücklich den Vorrang von interkantonalen Regelungen in den Bereichen des
öffentlichen Beschaffungswesens und der Anerkennung von Fähigkeitsausweisen,
sofern diese den Mindestanforderungen des Gesetzes genügen. Im weiteren hielt er
fest, dass die Vorschrift, dass alle in der Schweiz niedergelassenen Personen
gleichermassen und unabhängig von ihrem Wohnort Zugang zu Erwerbstätigkeiten
haben müssen, für den öffentlichen Dienst nicht gelte. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Im Nationalrat wurde die explizite Erwähnung des Verbots von geschlechtsspezifischen
Diskriminierungen von einer aus der SP, der GP, der LdU/EVP-Fraktion und der CVP
gebildeten Mehrheit wieder in das Gesetz aufgenommen; allerdings mit der von Sandoz
(lp, VD) eingebrachten Präzisierung, dass sich dieses Verbot auf die Entlöhnung
beschränkt. In der Frage der Angebotsrunden bei gleichwertigen Offerten setzte sich
gegen den Widerstand der FDP, der LP und der FP der Vorschlag des Bundesrates
durch, solche generell zuzulassen. In der Differenzbereinigung schloss sich der
Ständerat in allen wesentlichen Punkten dem Nationalrat an; bei den Angebotsrunden
brauchte er dazu allerdings zwei Anläufe. In der Schlussabstimmung stimmte der
Nationalrat mit 142 zu 35 zu; die Gegenstimmen kamen vor allem aus den Fraktionen
der FDP und der FP. Im Ständerat passierte die Vorlage mit 34:5 Stimmen. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER
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Die im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene vollständige Deregulierung des
Ausverkaufswesens fand auch im Nationalrat ungeteilte Zustimmung und wurde vom
Bundesrat auf den 1. November in Kraft gesetzt. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1995
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Totalrevision des Kartellgesetzes konnte im
Berichtsjahr verabschiedet werden. Kartellabsprachen über Preise, Produktionsmengen
und Gebietsaufteilungen (sogenannt harte Kartelle) sind damit in Zukunft grundsätzlich
verboten. Im Nationalrat war Eintreten unbestritten, obwohl die Fraktionssprecher der
SVP und der FP (Blocher und Dreher, beide ZH) keinen guten Faden an dem neuen
Gesetz liessen. Beide beurteilten das Gesetz als überflüssig, da sich in der Schweiz die
meisten Kartelle aufgelöst hätten, und kritisierten zudem, dass staatlich geregelte
Märkte von den Vorschriften ausgenommen sind. In der Detailberatung scheiterte ein
vom Gewerbevertreter Früh (fdp, AR) eingebrachter Antrag, unter bestimmten
Umständen sogenannte harte Kartelle weiterhin zuzulassen, mit 123:50 Stimmen. Die
vom Bundesrat vorgeschlagene Genehmigungspflicht für
Unternehmenszusammenschlüsse wurde auf Antrag der Kommissionsmehrheit durch
eine Meldepflicht ersetzt; je nach Einschätzung der neuen Marktverhältnisse könnte
dann die Wettbewerbskommission aktiv werden. Dabei setzte der Rat die
Umsatzgrenze, ab welcher Fusionen meldepflichtig sind, relativ hoch an (2 Mia Fr. resp.
500 Mio Fr. gemeinsamer Ausland- resp. Inlandumsatz; zudem je mindestens 100 Mio
Fr. Inlandumsatz der zwei grössten Partner). Für den Medienmarkt wurde wegen der in
diesem Bereich besonderen Bedeutung eines funktionierenden Wettbewerbs ein
deutlich niedrigerer Wert festgeschrieben.
Im Ständerat war Eintreten ebenfalls unbestritten. Bei den zulässigen Abweichungen
vom Verbot von Absprachen zwischen Unternehmen - das betrifft solche, die zur
Erzielung von Rationalisierungseffekten vorgenommen werden - hielt der Rat explizit
fest, dass auch Vereinbarungen über die Verwendung von sogenannten
Kalkulationshilfen bei der Preisgestaltung zulässig sein sollen. Sonst schloss er sich
weitgehend den Entscheiden der grossen Kammer an, welche ihrerseits die Erweiterung
der erlaubten Ausnahmen übernahm. In der Schlussabstimmung wurde das neue Gesetz
vom Nationalrat mit 14 Gegenstimmen (v.a. aus der SVP und der FP), vom Ständerat
einstimmig verabschiedet. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1995
HANS HIRTER

Das im Vorjahr präsentierte neue Binnenmarktgesetz wurde noch im Berichtsjahr
angenommen. Obwohl der Grundsatz des Abbaus von Handels- und
Mobilitätsschranken zwischen den Kantonen an sich unbestritten war, beantragte im
Nationalrat eine aus rechtsbürgerlichen Parlamentariern gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Sie hielten das Gesetz für staatspolitisch
bedenklich, weil es die Kompetenzen der Kantone tangiere, und zudem für überflüssig,
weil die Kantone in der Zwischenzeit die wichtigsten Liberalisierungsschritte vollzogen
und in Konkordaten verallgemeinert hätten. Sie wurden von den Fraktionen der SVP und
der FP sowie einer FDP-Minderheit unterstützt, unterlagen aber mit 110:28 Stimmen. In
der Detailberatung stimmte eine knappe, aus einer Koalition von Linken und
Gewerbevertretern gebildete Mehrheit dem Antrag des Liberalen Eymann (BS) zu, dass
es bei öffentlichen Aufträgen zulässig sein soll, bei der Erbringung von Leistungen die
Einhaltung der ortsüblichen Arbeitsbedingungen zu verlangen. Diese Barriere gegen ein
mögliches Sozialdumping, welche der in der EU diskutierten Entsenderichtlinie
entspricht, wurde von der kleinen Kammer mit dem Argument gestrichen, dass dies
eine Benachteiligung von Anbietern aus wirtschaftlichen Randgebieten darstellen
würde, welche ihre Standortnachteile mit niedrigeren Löhnen kompensieren müssen.
Der Nationalrat schloss sich in der Differenzbereinigung gegen den Widerstand der SP
und der GP mit 81:49 Stimmen diesem Entscheid an. Auf Antrag von Ständerat Zimmerli
(svp, BE) nahm das Parlament zudem die Bestimmung auf, dass die Kantone eine von
der Verwaltung unabhängige Instanz schaffen müssen, welche Rekurse gegen die
Vergabe von Aufträgen behandelt. In der Schlussabstimmung über das neue Gesetz gab
es im Nationalrat zwei und im Ständerat eine Gegenstimme. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER
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Als dritten Schwerpunkt der Liberalisierung des Binnenmarktes neben der
Kartellgesetzrevision und dem Binnenmarktgesetz legte der Bundesrat im Februar den
Entwurf für ein neues Bundesgesetz über technische Handelshemmnisse vor.
Technische Handelshemmnisse bedeuten eine Beeinträchtigung des freien
Wettbewerbs im internationalen Warenverkehr, insbesondere durch unterschiedliche
technische Anforderungen an die Produkte, divergierende Messverfahren sowie
Nichtanerkennung von ausländischen Produkteprüfungen und -zulassungen. Soweit die
angestrebten Vereinheitlichungs- und Deregulierungsmassnahmen in den
Kompetenzbereich des Bundesrates fallen, hatte er bereits im Anschluss an die EWR-
Abstimmung von Ende 1992 ein erstes Aktionspaket verabschiedet. Das Parlament
genehmigte die Vorlage noch in der Herbstsession. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER

Ohne Begeisterung, da diese Regulierung eigentlich als überflüssig beurteilt wurde,
stimmte der Nationalrat einem neuen Bundesgesetz über Bauprodukte zu, das im
Wesentlichen einer Umsetzung einer entsprechenden EU-Richtlinie entspricht. Die
Normierung dieser Erzeugnisse wurde nur deshalb als notwendig erachtet, weil sonst
schweizerische Hersteller auf dem europäischen Markt benachteiligt würden. Ohne
dieses Gesetz könnten Bauprodukte nicht mehr frei exportiert werden, sondern
müssten jeweils im betreffenden EU-Staat zugelassen werden. Mit einigen kleineren
Änderungen wurde das Gesetz von beiden Räten praktisch oppositionslos – im
Nationalrat stimmten einige Abgeordnete der Freiheits-Partei dagegen –
verabschiedet. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Im Herbst gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Teilrevision des Kartellgesetzes
in die Vernehmlassung. Dabei hielt er fest, dass sich die 1996 vorgenommen
Änderungen bewährt hätten. Störendes Manko sei jedoch, dass unzulässige
Wettbewerbsbeschränkungen nicht wie in der EU oder den USA direkt sanktioniert
werden können (je nach erzielten Monopolgewinnen mit Bussen in Millionenhöhe),
sondern erst dann, wenn einer entsprechenden Anordnung der
Wettbewerbskommission (Weko) keine Folge geleistet wird. Damit können die
Wettbewerbsbehörden nicht präventiv wirken. Diese Lücke solle mit der
vorgeschlagenen Revision geschlossen werden. Im weiteren beantragte die Regierung,
die Weko zu einem kleineren und ausschliesslich aus unabhängigen Experten gebildeten
Gremium umzubauen. Die Reaktionen waren überwiegend negativ. Sowohl Arbeitgeber-
als auch Arbeitnehmerorganisationen protestierten gegen den geplanten Hinauswurf
aus der zu verkleinernden Weko. Die direkten Sanktionen wurden insbesondere vom
Gewerbeverband und von der SVP abgelehnt. Aber auch der Gewerkschaftsbund sprach
sich aus der Befürchtung, dass damit die Weko überfordert wäre, dagegen aus. Das
Anliegen einer verschärften Sanktionierung von Wettbewerbsbeschränkungen bildete
auch den Inhalt einer vom Nationalrat diskussionslos überwiesenen Motion Jans (sp, ZG;
99.3307); der Ständerat stimmte ihr ebenfalls zu. Bereits zu Jahresbeginn hatte sich die
Weko für die im Vernehmlassungsentwurf enthaltenen Neuerungen stark gemacht. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2000
HANS HIRTER

Als Zweitrat behandelte die kleine Kammer in der Herbstsession die Revision des
Konsumkreditgesetzes. Um den Wesensunterschieden zwischen Kredit- und
Leasingverträgen gerecht zu werden, fasste der Ständerat letztere in eigene spezifische
Rechtsbestimmungen. Materiell schuf er einige wesentliche Differenzen zum
Nationalrat. Er verzichtete auf die obligatorische solidarische Haftung von Ehepaaren –
und damit auch auf die Vorschrift, dass beide Partner einen Kreditvertrag
unterzeichnen müssen. Er strich ferner das siebentägige Widerrufsrecht für Käufe, die
mit Kunden- oder Kreditkarten mit Kreditoptionen beglichen werden. Mit relativ
knappem Mehr strich er auch die vom Nationalrat aufgenommene Höchstgrenze für den
Kreditzins (15%) wieder und gab die Kompetenz zur Fixierung einer Obergrenze, wie
ursprünglich vom Bundesrat vorgeschlagen, wieder an diesen zurück. Gegen den
Widerstand der SP-Vertreter bekräftigte er hingegen den Beschluss des Nationalrats,
dass restriktivere kantonale Vorschriften nicht mehr zulässig sein sollen. In der
Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat die Revision mit 24 zu 5 (linken)
Stimmen. In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat an der von der SP und der
CVP verlangten schriftlichen Zustimmung beider Ehepartner zu einem Kreditvertrag
fest. Allein und entsprechend erfolglos blieb die SP hingegen mit ihrem Begehren, eine
Solidarhaftung von Paaren zu verbieten. Beim zulässigen Höchstzinssatz beharrte der
Nationalrat äusserst knapp (84:83) auf der von der Linken vorgeschlagenen Festlegung
durch das Parlament. Allerdings wurde auf eine fixe Grenze verzichtet und ein Satz von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2000
HANS HIRTER
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maximal 10% über dem durchschnittlichen Zins für Spareinlagen ins Gesetz
aufgenommen. 27

Im Juni legte der Bundesrat seine Botschaft für ein neues Bundesgesetz über das
Reisendengewerbe vor. Damit sollen die bisherigen kantonalen Regelungen
vereinheitlicht und für die Ausübenden dieses Gewerbes (Marktfahrende, Schausteller
und Zirkusse, Hausierer etc.) in der ganzen Schweiz Freizügigkeit eingeführt werden.
Bisher hatten die kantonal unterschiedlichen Vorschriften über Berufsausübung und
die teilweise hohen Zulassungsgebühren wettbewerbshemmend gewirkt. Für Reisende,
welche ihre Dienste an der Haustüre anbieten, möchte der Bundesrat aus
Konsumentenschutzgründen weiterhin eine Bewilligung vorschreiben. Die
Ständeratskommission hätte diese Bewilligungspflicht zwar gerne gestrichen,
verzichtete aber auf einen entsprechenden Antrag, da sonst in der Schweiz
niedergelassene Reisende bei ihrer Tätigkeit im Ausland, das eine solche Bewilligung in
der Regel vorschreibt, benachteiligt worden wären. Der Ständerat verabschiedete das
Gesetz in der Wintersession ohne Gegenstimme. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2000
HANS HIRTER

Das Parlament konnte in der Frühjahrssession die Revision des Konsumkreditgesetzes
verabschieden. Die im Vorjahr vom Nationalrat eingeführte gesetzliche Fixierung eines
zulässigen Höchstzinssatzes wurde in der Differenzbereinigung vom Ständerat durch
die Kompromisslösung ersetzt, dass der vom Bundesrat zu erlassende maximale
Zinssatz in der Regel die 15%-Marke nicht überschreiten soll. Der Nationalrat schloss
sich gegen den Widerstand der SP, der Grünen und der EVP, welche die Vorlage dann
auch in der Schlussabstimmung ablehnten, der ständerätlichen Fassung an. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2001
HANS HIRTER

Das neue Bundesgesetz über das Reisendengewerbe, welches die bisherigen
kantonalen Regelungen ablöst, fand auch im Nationalrat Zustimmung und wurde in der
Frühjahrssession verabschiedet. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2001
HANS HIRTER

Der Bundesrat setzte im Frühjahr eine Expertenkommission zur Ausarbeitung eines
Vorentwurfs für ein neues Lotteriegesetz ein. Ziel der Reform soll eine gewisse
Liberalisierung sein. Anstelle des bisherigen Verbots, von welchem die Kantone bei
Lotterien mit gemeinnützigem Zweck abweichen konnten, soll eine
Konzessionsregelung treten. Die bisherigen Bestimmungen hatten zu einer
oligopolistischen Marktsituation mit nur gerade vier Lotteriegesellschaften (die
Interkantonale Landeslotterie, die Lotterie Romande, die bernische SEVA und die
Sport-Toto-Gesellschaft) geführt. Mit einer vermehrten Konkurrenz und unter
Umständen auch neuen Spielformen (z.B. auf dem Internet) soll zudem auch die an sich
zwar illegale, aber häufig praktizierte Beteiligung an ausländischen Lotterien (vor allem
deutsche) gebremst werden. Anders als beim Spielbankengesetz soll der Grossteil der
steuerlichen Abgaben der Lotterien (zur Zeit rund 200 Mio Fr. pro Jahr) weiterhin bei
den Kantonen bleiben. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2001
HANS HIRTER

Ende 2001 legte der Bundesrat seine Botschaft für eine Teilrevision des Kartellgesetzes
vor. Er hielt am Hauptelement, den direkten Sanktionen gegen harte Kartelle und den
Missbrauch von Marktmacht fest. Zudem schuf er eine Art Kronzeugenregelung für
Unternehmen, welche bei der Aufdeckung von Kartellen helfen. Diesen soll ein Voll-
oder Teilerlass der Sanktionen gewährt werden. Auf die in der Vernehmlassung breit
kritisierte Umgestaltung der Wettbewerbskommission in eine reine Fachkommission
ohne Vertreter der Interessenverbände verzichtete er hingegen. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.2001
HANS HIRTER

Als Erstrat nahm der Nationalrat in der Herbstsession die Beratungen über die im
Vorjahr vom Bundesrat vorgeschlagene Teilrevision des Kartellgesetzes auf. In der
Eintretensdebatte zog eine aus Vertretern der SVP gebildete Kommissionsminderheit
ihren ursprünglichen Nichteintretensantrag zurück und erklärte, dass sie die ihr nicht
genehmen Elemente (vor allem das Verbot von vertikalen Kartellen) in der
Detailberatung bekämpfen werde.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2002
HANS HIRTER
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In dieser Detailberatung setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit durch, bei
patentgeschützten Gütern (z.B. Medikamente) Parallelimporte nicht zuzulassen, aber
diese Marktsegmente der Beurteilung durch das Wettbewerbsrecht zu unterstellen, um
ein Ausnützen der Monopolsituation zu verhindern. Die SVP hatte gegen diese
Unterstellung, welche im ursprünglichen Entwurf des Bundesrats noch nicht enthalten
war, vergeblich opponiert. Sie betreffen vor allem die Modalitäten und Zuständigkeiten
bei wettbewerbsrechtlichen Verfahren. Bei bloss marken- oder urheberrechtlich
geschützten Gütern sind in der Schweiz Parallelimporte erlaubt. In einem Bericht
zuhanden der WAK-NR hielt der Bundesrat fest, dass er nicht vorhabe, den
Parallelimport von patentrechtlich geschützten Gütern zuzulassen. Heftig umstritten
war im weiteren die Schärfe der Bestimmungen bei der Beurteilung von vertikalen
Absprachen. Bei derartigen Verpflichtungen zwischen Produzent und Händler wird neu
automatisch eine unzulässige Wettbewerbsbehinderung vermutet, wenn sie sich auf
Preise und Absatzgebiete beziehen (die Weko hatte zuvor beschlossen, bereits das
geltende Gesetz in diesem Sinn zu interpretieren). Eine aus FDP- und SVP-
Abgeordneten gebildete knappe Mehrheit konnte verhindern, dass auch Absprachen
über exklusive Vertriebssysteme gleich streng beurteilt werden. Weniger erfolgreich
war die Linke mit ihrem Versuch, vertikale Absprachen im Büchermarkt
(Buchpreisbindung) explizit für zulässig zu erklären, da sie der Erhaltung der kulturellen
Vielfalt dienten und damit im öffentlichen Interesse liegen würden (das Bundesgericht
bestätigte später in einem Rekursentscheid die bisherige rechtliche Zulässigkeit der
Buchpreisbindung). Da das Echo in der Vernehmlassung vorwiegend negativ ausgefallen
war, hatte der Bundesrat auf die ursprüngliche Absicht verzichtet, die
Wettbewerbskommission ausschliesslich aus unabhängigen Experten
zusammenzusetzen. Der Nationalrat beschloss immerhin, dass Mitglieder der Weko ihre
Interessenbindungen in einem Register publizieren müssen. Ein von der Linken
eingebrachter Antrag, dass diese während ihrer Amtsdauer keine wirtschaftliche
Tätigkeit ausüben dürfen, welche ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte, fand
hingegen keine Mehrheit. Bei den Strafbestimmungen, welche als Neuerung die
Verhängung von Strafen ohne vorangehende Verwarnung bringen, lehnte der Rat von
der SVP-Fraktion und einer Minderheit der FDP unterstützte Anträge für weniger hohe
Bussen und für den Verzicht auf eine Kronzeugen- resp. Bonusregelung (Strafmilderung
oder -erlass für Kartellmitglieder, welche an der Aufdeckung mitgewirkt haben) ab. Die
Gegner dieser im schweizerischen Recht neuen Kronzeugenregelung hatten gewarnt,
dass damit ein Klima der Denunziation geschaffen werde. Aber auch ein Antrag der
Linken, dass nicht nur fehlbare Unternehmen, sondern auch die Mitglieder ihrer
Verwaltungsräte und Geschäftsleitungen persönlich bestraft werden, fand keine
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Nationalrat die
Gesetzesrevision mit 104:42 Stimmen; die Gegenstimmen kamen von der
geschlossenen SVP-Fraktion, welche das Gesetz als Angriff auf die KMU bezeichnete,
und einigen wenigen Abgeordneten der FDP und der LP.
In einer Zusatzbotschaft beantragte der Bundesrat zudem noch die Aufnahme einiger
Änderungen, welche sich aus dem mit der EU im Rahmen der bilateralen Verträge 1999
abgeschlossenen Luftverkehrsabkommen aufdrängen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2002
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission für ein neues
Lotteriegesetz legte zu Jahresende ihren Vorentwurf vor. Im Zentrum steht darin nicht
mehr wie ursprünglich angekündigt die Liberalisierung, sondern ein verbesserter Schutz
für spielsüchtige Menschen. Alle Veranstalter sollen zu diesem Zweck 0,5% des
Bruttospielertrags in einen Fonds überweisen müssen. Die Reinerträge aus den Spielen
sollen weiterhin gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken zukommen, wobei die
Kantone über deren Verteilung entscheiden. Als Neuerung sollen einige neue
Spielformen, wie etwa die Buchmacherwette auf Sportresultate zugelassen werden. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2002
HANS HIRTER

Als Zweitrat behandelte der Ständerat die Teilrevision des Kartellgesetzes. In
Abweichung vom Nationalrat unterstellte er die nicht eine eigene Rechtspersönlichkeit
aufweisenden öffentlichen Stellen, welche als Anbieter und vor allem als Nachfrager von
Gütern und Dienstleistungen auftreten (z.B. Bundesämter), dem Kartellgesetz. Der
Bundsrat hatte vergeblich dagegen eingewendet, dass dieser Problembereich im Gesetz
über das öffentliche Beschaffungswesen sachgerechter geregelt werden könne. Die
kleine Kammer präzisierte im weiteren die Bestimmungen über das vom Nationalrat
eingeführte Verbot von vertikalen Kartellen. Gebietsverteilungen in Vertriebsverträgen
sollen nur dann unzulässig sein, wenn in diesen Territorien Verkäufe durch Dritte
ausgeschlossen werden, d.h. dem Vertreiber durch den Produzenten ein regionales

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER
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Monopol zugesichert wird. Der Nationalrat schloss sich in beiden Entscheiden der
kleinen Kammer an. Da der Ständerat in den übrigen Punkten weitgehend der Version
des Nationalrats beigepflichtet hatte, war die Differenzbereinigung rasch erledigt. In
der Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die Gesetzesrevision mit 127:40 gut, der
Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen. 35

Der vom Bundesrat Ende 2002 in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für eine
Totalrevision des Lotteriegesetzes stiess bei den Kantonen auf grossen Widerstand,
obwohl darauf verzichtet worden war, die Hoheit der Kantone bei den Entscheiden
über die Verwendung der Gewinne der gemeinnützigen Grosslotterien anzutasten.
Abgelehnt wurde von ihnen insbesondere die Öffnung des Marktes für neuen
Lotteriegesellschaften. Kritik am Vorschlag kam aber auch von entgegengesetzter Seite.
Eine von den grossen Hilfswerken und Umweltschutzorganisationen gebildete
Trägerschaft für eine neue Lotterie erachtete das Gesetzesprojekt als zu restriktiv, da
die Zulassung von neuen Lotterien immer noch in den Händen der Kantone liegen
würde und diese weiterhin über die Gewinnverteilung entscheiden könnten. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.08.2003
HANS HIRTER

Eine im Jahr 2000 von der parlamentarischen Verwaltungskontrollstelle publizierte
Analyse hatte ergeben, dass das 1995 beschlossene Binnenmarktgesetz sein wichtigstes
Ziel, die landesweite Öffnung von kantonal reglementierten und segmentierten Märkten,
nicht erreicht hat. Infolge restriktiver kantonaler Zulassungsvorschriften seien
bestimmte Märkte (z.B. Sanitär- oder Taxigewerbe) immer noch stark segmentiert und
damit dem freien Wettbewerb entzogen. Eine vom EVD anfangs 2003 eingesetzte
Expertenkommission schlug vor, das Binnenmarktgesetz mit einer Teilrevision
wirksamer auszugestalten. So soll insbesondere nicht nur der freie Marktzugang (bei
Erfüllung der Vorschriften des Herkunftskantons), sondern auch die gewerbliche
Niederlassung garantiert werden. Die Verweigerung der Gewerbeniederlassung wäre
nur noch in gut begründeten Ausnahmefällen zulässig. Um eine Benachteiligung von
Inländern gegenüber Konkurrenten aus der EU zu vermeiden, soll zudem dort, wo keine
interkantonale Abkommen bestehen, die Anerkennung der Fähigkeitszeugnisse nach
dem Muster des EU-Anerkennungsverfahrens geschehen. Da die Erfahrung mit dem
bestehenden Gesetz gezeigt hatte, dass betroffene Individuen nur selten gegen
effektive Marktbehinderungen klagen, beantragte die Expertenkommission schliesslich
auch noch, der Eidg. Wettbewerbskommission ein Beschwerderecht einzuräumen
(bisher durfte sie bei wettbewerbsfeindlichen Entscheiden von kantonalen und
kommunalen Behörden bloss Empfehlungen abgeben). Die im Frühling des
Berichtsjahres durchgeführte Vernehmlassung fiel mehrheitlich positiv aus. Kritik
namentlich an der Ausweitung des freien Marktzugangs kam vor allem von den Kantonen
Genf und Waadt; aber auch Westschweizer Unternehmerverbände sprachen sich gegen
die angestrebte Wettbewerbsverschärfung aus. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund
lehnte den Expertenentwurf zwar nicht ab, kritisierte aber grundsätzlich die
Liberalisierung der Märkte. Der Bundesrat sah sich durch diese Einwände jedoch nicht
zu einem Kurswechsel veranlasst. Er leitete die Teilrevision des Binnenmarktgesetzes
weitgehend in der von den Experten ausgearbeiteten Fassung dem Parlament zu. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2004
HANS HIRTER

Im Frühjahr gab das EVD den Entwurf für ein neues Gesetz über die Information und
den Schutz der Konsumenten in die Vernehmlassung. Dieses soll das seit 1990
existierende Bundesgesetz über die Information der Konsumentinnen und
Konsumenten ergänzen, indem es Minimalvorschriften zur Deklaration von Waren und –
das wäre neu – auch der Preise von Dienstleistungen festhält. Zur Anwendung kommen
sollen diese Bestimmungen insbesondere bei Produkten, die neu auf dem Markt
erscheinen und für die noch keine spezifischen Deklarationsvorschriften in anderen
Bestimmungen (z.B. im Lebensmittelgesetz) erlassen worden sind. Der Vorentwurf sah
im Weiteren auch ein Zivilklagerecht der Konsumentenorganisationen und der
Wirtschafts- und Fachverbände vor. Die Reaktionen waren wenig begeistert. Für die SP
und die Konsumentenorganisationen war der Entwurf zu zahm, für die
Wirtschaftsverbände, die FDP und die SVP ging er zu weit. Die grossen
Detailhandelsketten Coop und Migros kritisierten insbesondere die vorgesehene
Pflicht, die vorgeschriebene Deklaration in drei Landessprachen zu verfassen, was
insbesondere importierte Waren verteuern würde. Angesichts dieser Widerstände
beschloss der Bundesrat, die Vorlage aufzuteilen und von zwei Arbeitsgruppen weiter
bearbeiten zu lassen. Die eine wird sich mit der Revision der Bestimmungen über die
Konsumenteninformation befassen, die andere mit dem Bereich der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.2004
HANS HIRTER
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Produktesicherheit. 38

Nachdem im Vorjahr der Vorentwurf für ein neues Gesetz über die Information und
den Schutz der Konsumenten in der Vernehmlassung auf heftige Kritik gestossen war,
arbeitete die Verwaltung an einer zweigeteilten Vorlage weiter. Der eine Teil behandelt
die Konsumenteninformation, der andere die Vorschriften über die Produktesicherheit.
Den Teil Konsumenteninformation gab der Bundesrat im Sommer in eine neue
Vernehmlassung. Teilrevisionen des Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb und des
Obligationenrechts sollen gewährleisten, dass die Kunden über die Identität des
Anbieters und über wesentliche Eigenschaften einer angebotenen Ware oder
Dienstleistung sowie über den effektiv zu bezahlenden Preis informiert werden. Die
Käufer, die Konsumentenorganisationen sowie in bestimmten Fällen auch der Bund
sollen gemäss Vorentwurf über ein Klagerecht gegen nicht korrekt handelnde Firmen
verfügen. Für Konsumenten soll zudem ein Rücktrittsrecht von einem Vertrag
eingeführt werden, falls der Anbieter seine Informationspflicht nicht erfüllt hat. Die
Wirtschaft reagierte skeptisch und warnte vor einer Überregulierung; die
Konsumentenorganisationen waren aus entgegengesetzten Gründen ebenfalls nicht
zufrieden und verlangten ein umfassendes Rahmengesetz. Die FDP und die SVP teilten
die Kritik der Wirtschaft, die SP diejenige der Konsumenten. Angesichts dieses erneut
negativen Ausgangs der Vernehmlassung beschloss der Bundesrat im Dezember
Übungsabbruch. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.2005
HANS HIRTER

Das Parlament hiess die Teilrevision des Binnenmarktgesetzes gut. Der Nationalrat
befasste sich als erster damit. Nachdem alle Bundesratsparteien ihre Unterstützung für
die Vorlage bekannt gegeben hatten, scheiterte ein Nichteintretensantrag Zisyadis (pda,
VD), der sie als Symbol der Liberalisierung bekämpfte, deutlich (166:3). Mit 150 zu19
Stimmen abgelehnt wurde auch ein Rückweisungsantrag Nordmann (sp, VD), der
anstelle dieses Gesetzes eine Vereinheitlichung der kantonalen Vorschriften über die
Gewerbe- und Berufsausübung wünschte. In der Detailberatung setzte sich die von der
Kommissionsmehrheit unterstützte Fassung des Bundesrats weitgehend durch. Die in
den letzten Jahren in vielen Kantonen erfolgte Liberalisierung im Gastgewerbe (u.a.
Abschaffung der kantonalen Wirteprüfung) führte jedoch zu einer Gegenreaktion im
Parlament. Der Nationalrat lehnte zwar in erster Lesung die Aufnahme von besonderen
Ausbildungserfordernissen für Wirte ins Binnenmarktgesetz noch ebenso ab wie eine in
die gleiche Richtung zielende Motion. Im Ständerat war Eintreten unbestritten. In der
Detailberatung nahm die kleine Kammer aber eine Schutzbestimmung für das
Gastgewerbe auf. Sie hielt im Lebensmittelgesetz fest, dass der Bundesrat für
Personen, die regelmässig Speisen und Getränke zum sofortigen Verzehr anbieten (d.h.
Beschäftigte in Restaurants und an Imbissständen), minimale Ausbildungsvorschriften
bezüglich Hygienekenntnisse erlassen kann. Eine derartige Vorschrift hatten auch die
kantonalen Lebensmittelchemiker gefordert. Im Differenzbereinigungsverfahren
stimmte auch der Nationalrat diesem Passus zu. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Im Frühjahr gab der Bundesrat ein neues Gesetz über die Produktsicherheit in die
Vernehmlassung. Der Schutz soll mit den neuen Bestimmungen durchwegs auf das
Niveau der entsprechenden EU-Richtlinie erhöht werden. Neu geschaffen würde unter
anderem die Kompetenz für die Bundesbehörden, fehlerhafte und gefährliche Geräte
und Apparate vom Markt zurück zu rufen. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2006
HANS HIRTER

Der Wunsch des Europäischen Fussballverbandes (UEFA), die Marketingrechte der
Sponsoren seiner Veranstaltungen besonders zu schützen (insbesondere bei der 2008
in der Schweiz und Österreich stattfindenden Fussball-Europameisterschaft), kam nicht
gut an. Der Bundesrat schlug in einer Vernehmlassung vor, Anbietern von Gütern
jegliche Anspielung auf einen von anderen Firmen gesponserten Anlass zu untersagen
(gemäss bestehendem Recht ist bloss die Verwendung des Logos des Sportanlasses
verboten). Diese Ergänzung des Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb lehnten die
politischen Parteien und die Kantonsregierungen einhellig ab. Der Bundesrat
verzichtete in der Folge auf das Vorhaben. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.2006
HANS HIRTER
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Der Nationalrat behandelte in der Wintersession eine Revision des Patentrechts. Primär
geht es dabei um die für die Forschung wichtige Einführung eines Patentschutzes für
biotechnologische Erfindungen. Vorgeschlagen hatte der Bundesrat aber auch, ein
Verbot des Parallelimports patentrechtlich geschützter Waren ins Patentgesetz
aufzunehmen. Dieses Verbot stützt sich zur Zeit allein auf ein Bundesgerichtsurteil (so
genannter Kodak-Entscheid) und nicht auf einen expliziten Gesetzesparagraphen ab.
Die vorberatende Kommission des Nationalrats sprach sich dagegen aus. Sie regte an,
diesen Teil aus dem Patentgesetz auszuklammern und in einer separaten Vorlage zu
präsentieren. Damit soll verhindert werden, dass die bereits wegen ihrem
biotechnologischen Aspekt nicht unbestrittene Vorlage in einem allfälligen
Referendumskampf zusätzliche Angriffsfläche bietet. Der Bundesrat erklärte sich mit
diesem Vorgehen einverstanden und auch der Nationalrat stimmte zu. Grundsätzlich
engagierten sich von den politischen Akteuren die FDP, die SVP, Economiesuisse sowie
die Pharma-Industrie für eine gesetzliche Verankerung des Verbots der Parallelimporte
patentrechtlich geschützter Waren, während SP, CVP, Detailhandel, Gewerbeverband,
Bauernverband, Konsumentenorganisation und auch die Weko dagegen waren. Im
Sommer war der Bundesrat, der bisher das Verbot unterstützt hatte, etwas von seiner
Haltung abgewichen. Er gab bekannt, dass er sich im Rahmen eines Abkommens mit der
EU über den Agrarfreihandel für diesen Bereich eine Zulassung von Parallelimporten
patengeschützter Güter (z.B. Dünger oder Pflanzenschutzmittel) aus der EU vorstellen
könnte. Hintergrund dieser Erklärung war, den Landwirten die angestrebte
Marktöffnung für Landwirtschaftserzeugnisse mit der Möglichkeit des Imports von
billigeren Produktionsmitteln etwas erträglicher zu machen. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2006
HANS HIRTER

Die Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements, Doris Leuthard, trieb die
Vorarbeiten für die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Waren
aus der EU (d.h. die volle Anerkennung der Zulassungsprüfungen und
Deklarationsvorschriften ihrer Herkunftsländer, auch wenn deren Bestimmungen von
den schweizerischen abweichen) weiter voran. Gegen Jahresende gab der Bundesrat
die Liste der Ausnahmen bekannt, bei denen er von diesem Prinzip der freien Einfuhr
abweichen möchte. Insgesamt sind es nicht wie zuerst von der Verwaltung gefordert
128, sondern nur noch 18. Sie betreffen Bereiche, wo das Interesse am Schutz der
Umwelt oder der Gesundheit als prioritär eingestuft wurde. So etwa bei den Warnungen
vor gesundheitlichen Risiken auf den Zigarettenpäckchen, oder der Kennzeichnung von
Eiern, die von Hühnern aus der in der Schweiz nicht erlaubten Käfighaltung stammen.
Da diese Hinweise aber nicht mehr in zwei sondern nur noch in einer Amtssprache
angegeben werden müssen, würde der Import auch bei diesen Ausnahmen massiv
vereinfacht. Ob konsequenterweise auch auf die von Konsumenten und Landwirten
verteidigte Herkunftsdeklaration verzichtet werden soll, liess der Bundesrat noch
offen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.11.2007
HANS HIRTER

In der Frage der Parallelimporte patentgeschützter Güter folgte der Ständerat dem
Entscheid des Nationalrats aus der Dezembersession des letzten Jahres, dieses
Problem nicht im Rahmen der laufenden Revision des Patentrechts zu behandeln. Er
überwies dazu eine Motion (06.3633) der Rechtskommission des Nationalrats, die
verlangt, dass der Bundesrat seinen Antrag für eine Beibehaltung des Verbots der
Parallelimporte nochmals überprüft, und er dem Parlament bis Ende 2007 eine neue,
spezielle Botschaft zuleiten soll. Die Regierung kam dieser Forderung nach und legte
kurz vor Jahresende ihren Antrag vor. Sie blieb dabei bei ihrem ursprünglichen
Vorschlag, am Prinzip der nationalen Erschöpfung festzuhalten und das auf einem
Bundesgerichtsurteil basierende Verbot des Parallelimports patentgeschützter Waren
im Patentgesetz zu verankern. Eine Aufhebung des Verbots würde nach Ansicht des
zuständigen Justizministers Blocher, der die bundesrätliche Vorlage mit Engagement
vor den Medien vertrat, den Forschungsstandort Schweiz gefährden. Als einzige
Lockerung sieht der Bundesrat vor, dass bei Produkten, die aus mehreren
Komponenten bestehen, dieser Schutz vor Parallelimporten nur dann gelten soll, wenn
die patentgeschützten Teile funktionswichtig sind. In der im Frühjahr durchgeführten
Vernehmlassung hatten sich die FDP und die SVP sowie die Organisation der
Pharmaindustrie hinter den Bundesrat gestellt. Für eine Liberalisierung sprachen sich
die SP, die Grünen, die CVP sowie die grossen Detailhändler und die
Konsumentinnenorganisation aus. Im Rahmen der im Berichtsjahr zu Ende beratenen
Revision des Landwirtschaftsgesetzes stimmte auch der Nationalrat der Zulassung des
Parallelimports patentgeschützter Agrarproduktionsmittel (Saatgut, Traktoren, Dünger
etc.) zu. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER
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Der Bundesrat gab im Berichtsjahr den Vorentwurf für eine Teilrevision des
Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen in die Vernehmlassung. Die
Regierung möchte damit das Verfahren bei Bund und Kantonen straffen und
vereinheitlichen. Gewisse Bestimmungen, die sich als wenig praxistauglich gezeigt
hätten (so etwa der Begriff „günstigstes Angebot“) sollen genauer definiert werden. Mit
der Einführung des Leistungsortsprinzips möchte die Regierung Sozialdumping
verhindern, indem sich alle Offertensteller an die Arbeitsbedingungen am Ort der
Leistungserbringung halten müssen. Bei gleich guten Angeboten würde neuerdings
diejenige Firma den Zuschlag erhalten, welche auch Lehrlinge ausbildet. Zudem zog der
Bundesrat auch die Konsequenzen aus den Kostensteigerungen, welche sich beim
NEAT-Gotthard-Projekt infolge der Verzögerungen wegen der Einsprachen gegen den
Vergabeentscheid ergeben hatten: Bei Projekten von überwiegendem öffentlichem
Interesse sollen in Zukunft Einsprachen gegen Vergaben keine aufschiebende Wirkung
mehr haben. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2008
HANS HIRTER

Im Sommer veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für die Einführung des so
genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU. Mit einer Teilrevision des
Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse soll die Schweiz autonom, d.h.
ohne entsprechendes Gegenrecht durch die EU, Zulassungsprüfungen und
Deklarationsvorschriften der Herkunftsländer von Produkten auch dann vollständig
anerkennen, wenn deren Bestimmungen von den schweizerischen abweichen. Ziel der
Vorlage ist es, den Wettbewerb im schweizerischen Detailhandel zu stärken und damit
das im europäischen Vergleich hohe Preisniveau zu senken. Um eine Benachteiligung
von inländischen Produzenten zu verhindern, sollen auch diese ihre Waren in der
Schweiz verkaufen dürfen, wenn sie bloss den Normen eines EU-Staates, nicht aber den
schweizerischen genügen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass diese Firmen die
entsprechenden Güter effektiv auch in einem EU-Staat in den Verkauf bringen. Für
Lebensmittelimporte schlug der Bundesrat zudem eine Sonderregelung vor, wie sie
auch Deutschland kennt. Neben der Zulassung in der EU oder einem ihrer
Mitgliedsstaaten soll zusätzlich eine Bewilligung durch das Bundesamt für Gesundheit
verlangt werden. Diese wird dann erteilt, wenn das Produkt die Sicherheit und
Gesundheit der Konsumenten nicht gefährdet und bestimmte Minimalanforderungen
bezüglich der Produktinformation erfüllt. Die in der Vernehmlassung vorgebrachte
Forderung, auch ausländische Zulassungsprüfungen, wie sie insbesondere bei
Arzneimitteln vorgeschrieben sind, anzuerkennen, fand beim Bundesrat keine
Unterstützung. Immerhin plant er in diesem Bereich eine Vereinfachung des
schweizerischen Zulassungsverfahrens. Wie dies von Konsumenten und Landwirten
verlangt wurde, muss auch weiterhin die Herkunft von Rohstoffen und Lebensmitteln
deklariert werden. Für die Produktinformation reicht gemäss dem Vorschlag des
Bundesrates die Beschriftung in einer der drei Amtssprachen. Einzig Warn- und
Sicherheitsangaben müssen zwingend auch in Zukunft in der Sprache des Verkaufsorts
verfasst sein. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.2008
HANS HIRTER

Zusätzlich zu dieser einseitigen Anerkennung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Güter
aus der EU schlug der Bundesrat eine weitere Angleichung der schweizerischen
Produktevorschriften an die EU-Normen vor. Formal beantragte er dazu die
Erweiterung des Gesetzes über technische Einrichtungen und Geräte zu einem
Produktesicherheitsgesetz. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.2008
HANS HIRTER

Der Bundesrat konnte sich mit seiner Politik zur Verhinderung von Parallelimporten
patentgeschützter Güter nicht durchsetzen. Das Parlament lehnte seinen Vorschlag aus
dem Vorjahr, das Verbot des Parallelimports patentgeschützter Waren im Patentgesetz
zu verankern ab und beschloss, derartige Importe aus dem Europäischen
Wirtschaftsraum EWR (EU plus Norwegen, Island und Liechtenstein) in Zukunft
zuzulassen. Zudem soll es generell, also auch bei Importen aus nicht dem EWR
angehörenden Ländern, nicht mehr erlaubt sein, sich auf den Patentschutz zu berufen,
wenn es sich lediglich um Patente für unwichtige Produktekomponenten wie z.B. den
Verschluss eines Gefässes handelt.

Der Nationalrat beschäftigte sich als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrates. Eine
recht deutliche Kommissionsmehrheit beantragte, die nationale Erschöpfung der
Patente durch eine regionale, d.h. einseitig auf die EU ausgeweitete Erschöpfung zu
ersetzen. Damit wäre das Produkt zwar weiterhin vor Nachahmung geschützt, aber die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2008
HANS HIRTER
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handelsrechtlichen Vorrechte, welche es dem Patentinhaber erlauben, die
Vertriebskanäle zu beschränken, würden innerhalb der definierten Handelsregion
abgeschafft. Nach Ansicht der WAK wären davon namentlich bei Medikamenten
erhebliche Preissenkungen zu erwarten. Dem Argument von Bundesrat und
Pharmaindustrie, dass sich dieser Verzicht auf das bestehende Vermarktungsmonopol
für die Produzenten von patentgeschützten Arzneimitteln negativ auf den
Forschungsstandort Schweiz auswirken würde, hielt die WAK entgegen, dass gerade in
dieser Branche die Forschung und Entwicklung ohnehin international organisiert sei.
Die SP, die GP, die Grünliberalen und eine Mehrheit der CVP unterstützten die WAK-
Mehrheit. Dabei wäre die Linke eigentlich lieber noch weiter gegangen und hätte nicht
nur die regionale, sondern die internationale Erschöpfung eingeführt. Aus
abstimmungstaktischen Gründen zog sie aber einen entsprechenden Antrag zurück. Die
FDP und die SVP sprachen sich für die Bundesratslösung der nationalen Erschöpfung
aus und konnten sich dank der Unterstützung von einigen CVP-Abgeordneten mit 93 zu
88 Stimmen bei 12 Enthaltungen durchsetzen. Die Organisationen des Detailhandels
hatten bereits vor den Nationalratsverhandlungen gedroht, zusammen mit
Konsumentenorganisationen und den Krankenkassen eine Volksinitiative zur Aufhebung
des Verbots der Parallelimporte zu lancieren.

Die WAK des Ständerats empfahl wie ihre Schwesterkommission der grossen Kammer
einen Systemwechsel. Mit der einseitigen Einführung der auf den EWR bezogenen
regionalen Erschöpfung sollten die handelsrechtlichen Beschränkungen für Importe
patentgeschützter Waren aus diesem Raum abgeschafft werden. Ausgenommen vom
freien Import wären allerdings Artikel, deren im Vergleich zur Schweiz tiefere Preise
vom Staat festgelegt sind, wie dies gerade im Pharmabereich in der EU die Norm ist.
Von den Vorschlägen des Bundesrates blieb einzig die grundsätzliche Aufhebung des
Importverbots bei Waren, deren durch ein Patent geschützte Komponenten für das
Produkt von untergeordneter Bedeutung sind. Vertreter der FDP und der SVP sowie
Bundesrätin Widmer-Schlumpf kritisierten erfolglos die nicht auf Gegenseitigkeit
beruhende Beschränkung auf den EWR. Diese Limitierung auf den EWR sei wegen der
Meistbegünstigungsklausel im internationalen Handelsrecht rechtlich nicht haltbar. Der
Ständerat stimmte trotz dieser Einwände mit 31 zu 12 Stimmen dem Konzept seiner WAK
zu.

Die WAK-NR unterstützte in der Differenzbereinigung diese Beschlüsse der kleinen
Kammer. Das Plenum folgte aber mit 94 zu 91 Stimmen einem Antrag Markwalder (fdp,
BE), der auf die vom Bundesrat beantragte gesetzliche Festschreibung der nationalen
Erschöpfung verzichten und – zumindest bis zum Vorliegen eines gegenseitigen
Abkommens mit der EU – das Verbot der Parallelimporte patentgeschützter Güter
weiterhin bloss auf das frühere Bundesgerichtsurteil im Fall Kodak abstützen wollte.
Nachdem der Ständerat mit 26 zu 14 Stimmen noch einmal auf seiner Position beharrt
hatte, gab die grosse Kammer nach. In der Schlussabstimmung lautete das Verdikt für
einen Systemwechsel (Zulassung von Parallelimporten patentgeschützter Güter aus
EU/EWR-Staaten mit Ausnahme von solchen mit staatlich festgelegten Preisen) in der
kleinen Kammer 40 zu 1 bei zwei Enthaltungen und im Nationalrat 102 zu 85, wobei die
Opposition weiterhin aus der geschlossenen SVP und der fast einstimmigen FDP kam. 49

Im März beauftragte der Bundesrat das EVD mit der Ausarbeitung des Vorentwurfs für
eine Teilrevision des Kartellgesetzes. Dabei soll insbesondere die
Wettbewerbskommission als unabhängige Behörde gestärkt werden. Diese
Stossrichtung war von einer Expertengruppe vorgeschlagen worden, welche die
Auswirkungen der letzten Kartellrechtsrevision von 2004 evaluiert hatte. Eine
ernsthafte Auseinandersetzung zeichnet sich beim Vorschlag einiger Experten ab, das
Verbot vertikaler Absprachen zu lockern. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als erster mit der im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagenen Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe
aus der EU. Es gab im Rat keine grundsätzliche Opposition. In der Detailberatung
brachte er noch einige von seiner Kommission vorgeschlagene und auch vom Bundesrat
unterstützte Änderungen an. Er verabschiedete das Gesetz über die technischen
Handelshemmnisse einstimmig (bei fünf Enthaltungen) und hiess auch das
Produktesicherheitsgesetz ohne Gegenstimme gut.

Im Nationalrat gab es sowohl von der SVP als auch von den Grünen Widerstand gegen

BUNDESRATSGESCHÄFT
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HANS HIRTER
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das Projekt. Ihre gegenseitig unterstützten Nichteintretens- und Rückweisungsanträge
scheiterten mit 98 zu 77 resp. 98 zu 78 Stimmen. Für die Grünen stand dabei das
Unterlaufen von strengeren schweizerischen Normen, beispielsweise im Umweltschutz,
im Vordergrund, bei der SVP die allfällige Benachteiligung schweizerischer
Unternehmen. Gemeinsam war beiden die Kritik an der Einseitigkeit der Marktöffnung:
Wenn schweizerische Produzenten schon kein entsprechendes Gegenrecht in der EU in
Anspruch nehmen können, hätten von der EU zumindest Gegenleistungen in
Verhandlungen zu anderen wirtschaftspolitischen Bereichen verlangt werden können.
Die vorberatende Kommission hatte allerdings den Bedenken bezüglich
Inländerdiskriminierung bereits Rechnung getragen und einen entsprechenden Antrag
Baader (svp, BL) angenommen. Zur Verteidigung der Einseitigkeit der
Importliberalisierung gab Kommissionssprecher Theiler (fdp, LU) zu bedenken, dass es
illusorisch wäre zu glauben, die EU wäre bereit, schweizerische Sicherheitsvorschriften
zu anerkennen, wenn diese von EU-Normen abweichen. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat einen Antrag Scherer (svp, ZG) an, der verlangte, dass bei den
Produkteinformationen auch das Herkunftsland angegeben werden muss. Das
Produktesicherheitsgesetz nahm der Rat gegen den Widerstand der SVP an.

In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, dass nur bei Lebensmitteln und
Rohstoffen das Herkunftsland angegeben werden muss, hingegen nicht bei
verarbeiteten Gütern, wo dieses Kriterium wesentlich komplexer zu handhaben ist. Die
grosse Kammer schloss sich dieser Variante an. In der Schlussabstimmung hiess der
Ständerat das Bundesgesetz über die technischen Handelshemmnisse mit 40 zu 2
Stimmen gut. Im Nationalrat fiel das Ergebnis mit 101 zu 82 Stimmen knapper aus; die
SVP hatte geschlossen (bei einer Enthaltung) und die Grünen fast geschlossen (eine
Enthaltung und zwei Ja-Stimmen) dagegen votiert. Beim Produktesicherheitsgesetz war
im Nationalrat nur die SVP dagegen; der Ständerat war einstimmig dafür. Eine kleine
Gruppierung von Landwirten aus der Westschweiz lancierte das Referendum gegen das
Gesetz über die technischen Handelshemmnisse. Obwohl sie von der SVP, der GP, den
SD, der PdA und der Jungen SVP unterstützt wurden, brachten sie mit rund 46 000
nicht genügend Unterschriften zusammen. 51

Auf den 1. Juli setzte der Bundesrat das neue Patentgesetz in Kraft. Dieses erlaubt den
Parallelimport patentgeschützter Güter aus der EU (mit Ausnahme von
Medikamenten). 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
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HANS HIRTER

Im Herbst beantragte der Bundesrat eine Teilrevision des Bundesgesetzes über den
unlauteren Wettbewerb (UWG). Es geht dabei um bessere Möglichkeiten zur
Bekämpfung einzelner Missstände bei geschäftlichen Angeboten. So sollen
insbesondere täuschende und irreführende Praktiken von Firmen, welche Einträge in
Branchenregister und ähnliches anbieten, unterbunden werden. Auch gegen
Verkaufsmethoden nach dem so genannten Schneeballprinzip soll neu mit dem UWG
vorgegangen werden können. Käufer von Waren und Dienstleistungen sollen zudem
besser vor unfairen Bestimmungen in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen
geschützt werden. Schliesslich soll auch die Klageposition des Bundes verbessert
werden. Dieser könnte in Zukunft nicht nur dann eine in der Schweiz tätige Firma
einklagen, wenn durch deren unlauteres Geschäftsgebaren der Ruf der Schweiz im
Ausland gefährdet ist, sondern auch dann, wenn KMU und Konsumenten im Inland
geschädigt werden. Da heute derartige Delikte oft im Internet und in
grenzüberschreitendem Rahmen begangen werden, soll via Amtshilfebestimmungen
auch die Zusammenarbeit mit den Behörden anderer Staaten ausgebaut werden. Mit
dem Argument, dass dies auch vom Bundesrat in dieser UWG-Revision vorgeschlagen
werde, gab der Nationalrat einer vom Ständerat angenommenen parlamentarischen
Initiative Sommaruga (sp, BE: 06.489) für ein Verbot von unfairen Bestimmungen in den
Allgemeinen Geschäftsbedingungen keine Folge. 53
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Im Sommer 2009 hatte der Bundesrat beschlossen, die Totalrevision des
Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) zu sistieren. Dies
aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse sowie der Verzögerungen bei der Revision
des Vergaberechts (Government Procurement Agreement) im Rahmen der WTO, auf
welches das schweizerische Gesetz abgestimmt werden soll. Dringende Aspekte wie die
Modernisierung des Beschaffungswesens mittels elektronischer Ausschreibung und die
Flexibilisierung anhand funktionaler Vergabekriterien regelte er mit einer Teilrevision
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der Beschaffungsverordnung, die zu Beginn des Berichtsjahrs in Kraft trat. Über eine
vorgezogene Teilrevision des BöB sollen zudem die Vergabeverfahren beschleunigt
werden. Dadurch erhofft der Bundesrat, Kostensteigerungen künftig zu vermeiden, wie
sie der öffentlichen Hand über die Blockierung von Neat-Gotthard-Projekten aufgrund
von Einsprachen gegen Vergabeentscheide entstanden waren. Der bisher geltende
Grundsatz der fehlenden aufschiebenden Wirkung soll dabei umgekehrt und den
Bestimmungen im übrigen Verwaltungsrecht angepasst werden. Neu käme dabei allen,
und nicht nur den per Gerichtsentscheid nachträglich bestimmten Beschwerden eine
aufschiebende Wirkung zu. Vergaben von qualifiziertem und gewichtigem öffentlichen
Interesse hingegen, die mit einem hohen Verzögerungsschaden einhergehen würden,
wäre die aufschiebende Wirkung auch im Beschwerdefall grundsätzlich entzogen. 54

Gestützt auf einen Evaluationsbericht aus dem Vorjahr eröffnete der Bundesrat im
Sommer die Vernehmlassung zur Teilrevision des Kartellgesetzes. In institutioneller
Hinsicht sollen eine unabhängige Wettbewerbsbehörde (ohne Einsitz der
Wirtschaftsverbände) und ein erstinstanzliches Bundeswettbewerbsgericht geschaffen
werden. Ersteres wäre zuständig für die Durchführung allfälliger Untersuchungen und
letzteres würde mit der Fallbeurteilung betraut. 55
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Am 1.7.2010 trat das neue Bundesgesetz über die Produktesicherheit in Kraft, das die
schweizerische Rechtsetzung, vorbehältlich sektorieller Regelungen im Bundesrecht, an
die entsprechende EG-Gesetzgebung angleicht. Mit der dazugehörenden Verordnung
wurden die Grundlagen für eine vom Seco und dem Büro für Konsumentenfragen
gemeinsam betriebene Melde- und Informationsstelle geschaffen. 56
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Im Herbst begann die kleine Kammer als Erstrat mit der Lesung zur Teilrevision des
Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG). Die Schaffung von
Rechtsgrundlagen für die Zusammenarbeit mit ausländischen
Lauterkeitsaufsichtsbehörden und die Stärkung der Rechtsdurchsetzung waren
unbestritten. In den Detailberatungen zum materiellen Lauterkeitsschutz hingegen
wurden zwei breiter diskutierte Anträge gestellt. Angenommen wurde schliesslich der
Vorstoss Savary (sp, VD). Er will die Missachtung von Telefonbuch-Vermerken für die
Unterlassung von Werbeanrufen (mit einem Stern gekennzeichnete Nummern), als
missbräuchlichen Tatbestand in den Katalog unlauterer Werbemethoden aufnehmen.
Der Antrag Frick (cvp, SZ) hingegen, Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) nach
bestehendem Recht lauterkeitsrechtlich weiterhin nur unter dem Tatbestand der
Irreführung zu beurteilen, wurde abgelehnt. In Übereinstimmung mit dem Bundesrat
wünscht sich der Ständerat künftig die Möglichkeit einer offenen und freien – auch
inhaltlichen – gerichtlichen Beurteilung von AGB nach den Regeln von Treu und
Glauben. In der Schlussabstimmung wurde der Revisionsentwurf einstimmig
angenommen und damit zur Beurteilung an den Zweitrat überwiesen. 57
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Im Berichtsjahr befand sich das Schweizerische Kartellrecht in einer Umbruchsphase.
Neben der laufenden Revision des Kartellgesetzes, die eine grundlegende institutionelle
Reform vorsah und welche der Bundesrat im Jahr 2010 in die Vernehmlassung
geschickte hatte, eröffnete die Landesregierung zwei weitere Reformvorhaben. Im
Frühling präsentierte die Regierung einen Vernehmlassungsvorschlag zum Kartellgesetz,
der auf eine im Vorjahr überwiesene Motion Schweiger (fdp, ZG) zurückging. Im Sommer
gab der Bundesrat zudem im Rahmen der Debatte über die Frankenstärke seine Absicht
bekannt, ein grundsätzliches Verbot von harten Kartellen einzuführen. Durch das
Grundsatzverbot für Preis-, Mengen- und Gebietsabsprachen fasste die
Landesregierung einen kartellrechtlichen Paradigmenwechsel ins Auge. Im September
wurde die entsprechende Revisionsvorlage in die Vernehmlassung geschickt. 

Durch die Annahme der erwähnten Motion Schweiger (fdp, ZG) im Jahre 2010 hatte das
Parlament den Bundesrat zu einer Teilrevision des Kartellgesetzes beauftragt. Die
Motion beinhaltete zwei Anliegen. Zum einen verlangte sie, dass Unternehmen mit einer
reduzierten Verwaltungssanktion belegt werden, sofern sie ein Programm zur
Beachtung der kartellgesetzlichen Regelungen betreiben, das hohen Anforderungen
genügt. Zum anderen forderte sie zur Stärkung der Compliance-Anstrengungen der
Unternehmen Strafsanktionen auch gegen natürliche Personen im Fall ihrer aktiven
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Beteiligung an Kartellabsprachen mit Wettbewerbern. Ende März schickte der
Bundesrat die aus diesen beiden Aspekten bestehende Vorlage in die Vernehmlassung.
Die Sanktionsmilderung bei wirksamen Kontrollmechanismen stellte nach Ansicht der
Landesregierung eine weitreichende Konzession an die Unternehmen dar, welche nur in
wenigen Staaten praktiziert wurde. Der Bundesrat schlug vor, dieses Anliegen durch
eine entsprechende Ergänzung von Artikel 49a des Kartellgesetzes umzusetzen.
Bezüglich der Bestrafung von natürlichen Personen stellte der Bundesrat zwei Varianten
zur Diskussion. Die mildere Variante A beinhaltete verwaltungsrechtliche Sanktionen.
Diese umfassten Arbeitsverbote und den Einzug von Lohnbestandteilen, die aufgrund
von Kartellabsprachen erzielt werden. Dagegen beinhaltete Variante B bei harten
Kartellen strafrechtliche Sanktionen, welche Geldstrafen oder Freiheitsstrafen bis zu
drei Jahren vorsahen. 58

Wie bereits im Herbst 2010 die kleine Kammer trat auch der der Nationalrat auf die
Teilrevision des Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) ein. In der
Detailberatung schuf der Nationalrat allerdings eine gewichtige Differenz zum
Ständerat. Mit den verschärften Regelungen gegen missbräuchliche Allgemeine
Geschäftsbedingungen (AGB) von Firmen kippte die grosse Kammer das Herzstück der
Revision aus der Vorlage. Nach geltendem Recht konnten allgemeine
Geschäftsbedingungen inhaltlich nicht überprüft werden, da lediglich deren
irreführende Verwendung verboten war. Um Missbräuche zu bekämpfen, erachtete es
der Bundesrat als notwendig, treuwidrige oder ungewöhnliche Bestimmungen zum
Nachteil der Konsumentinnen und Konsumenten zu verbieten. Während der Ständerat
im vergangenen Jahr diesen Vorschlag einstimmig annahm, erteilte ihm im Nationalrat
eine Mehrheit aus 100 gegen 72 Stimmen eine Abfuhr. Der Nationalrat folgte damit der
Empfehlung seiner Rechtskommission. Die aus FDP, SVP und Teilen der CVP
zusammengesetzte Gegnerschaft des bundesrätlichen Vorschlags führte ins Feld, dass
dieser die Vertragsfreiheit zu stark einschränkte. Es sei Aufgabe der Konsumentinnen
und Konsumenten, problematische Passagen der AGB zu streichen. Die Befürworter der
strengeren Regelung hielten dieses Argument für realitätsfremd, da ihrer Ansicht die
Konsumentinnen und Konsumenten bezüglich AGB nicht auf Augenhöhe mit den
Anbietern verhandelten. Dagegen übernahm der Nationalrat die Vorschriften gegen
nutzlose Registereinträge und Schneeballsysteme sowie die vom Ständerat
eingebrachten Regeln gegen Gewinnversprechen, die an Werbefahrten oder einen
Kaufzwang geknüpft sind. Erfolglos bekämpfte die SVP das Verbot von
Lockvogelangeboten. Ebenfalls alleine war die Volkspartei in ihrem Widerstand gegen
eine verstärkte Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden bei
grenzüberschreitenden Betrügereien. Der Nationalrat nahm die Gesetzesrevision
deutlich mit 148 zu 23 Stimmen an. Widerstand kam erneut aus den Reihen der SVP.

Der Ständerat erarbeitete daraufhin einen Kompromissvorschlag zu den Allgemeinen
Geschäftsbedingungen, der in etwa den in der Europäischen Union geltenden
Bestimmungen entsprach. Dieser beschränkte die verschärfte Definition der
Unlauterbarkeit von AGB auf Fälle mit benachteiligten Konsumentinnen und
Konsumenten, wodurch die übrigen Handelsstufen – insbesondere Geschäfte zwischen
Unternehmen - davon ausgenommen waren. Zudem strich der Ständerat den Begriff
der erheblichen Abweichung von der gesetzlichen Ordnung aus der Vorlage. Der
Nationalrat lehnte den ständerätlichen Kompromissvorschlag jedoch zwei Mal ab, womit
die Differenz zwischen den beiden Räten bestehen blieb. Der Nationalrat selber hatte
Mitte Juni eine leicht angepasste Formulierung beschlossen, welche allerdings keine
abstrakte Normenkontrolle vorsah. In der einberufenden Einigungskonferenz setzte
sich schliesslich die ständerätliche Version mit 15 zu 10 Stimmen durch. Im Nationalrat
äusserten Vertreter von FDP und SVP zwar ihren Unmut, die Gegner stellten aber keinen
Antrag auf Ablehnung, um die Gesamtvorlage nicht zu gefährden. Beide Kammern
stimmten dem Antrag der Einigungskonferenz zu. In der Schlussabstimmung wurde die
Gesetzesrevision vom Ständerat bei einer Enthaltung mit 41 zu 0 Stimmen und vom
Nationalrat mit 158 zu 29 Stimmen angenommen. 59
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Auslöser für die im August durch den Bundesrat in Angriff genommene Anpassung des
Kartellgesetzes war die weit verbreitete Kritik an den überhöhten Importpreisen, die im
Sommer nicht zuletzt in den Medien mit grosser Heftigkeit vorgebracht wurde. Die
aufgrund des starken Schweizer Frankens entstandenen Währungsgewinne wurden
kaum an die inländischen Konsumenten weitergegeben. Der Bundesrat beabsichtigte
horizontale Preis-, Mengen und Gebietsabreden sowie vertikale Preisbindungen und
Gebietsabschottungen im Grundsatz zu verbieten. Dieser Vorschlag liess insofern
aufhorchen, als sich der Bundesrat im Vorjahr bei vertikalen Abreden noch für eine
Lockerung ausgesprochen hatte. Das Grundsatzverbot sah eine
Rechtfertigungsmöglichkeit für jene Unternehmen vor, welche im Einzelfall nachweisen
können, dass ihre Abreden die wirtschaftliche Effizienz nicht auf negative Weise
beeinflussen. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn eine bestimmte Abrede zu
einer Kostensenkung oder einer Qualitätsverbesserung führt, aber gleichzeitig keine
Möglichkeit zur Beseitigung wirksamen Wettbewerbs bietet. Das angestrebte
Teilkartellverbot (d.h. Grundsatzverbot von Kartellen in Kombination mit der Umkehr
der Beweislast zu Ungunsten der beteiligten Unternehmen) bezeichnete der Bundesrat
denn auch als Paradigmenwechsel in der Kartellgesetzgebung. Für diese Verschärfung
des Kartellgesetzes führte der Bundesrat eine Vernehmlassung im Eilverfahren durch,
welche die Form einer Konferenz annahm. Skeptisch äusserten sich die
Wirtschaftsverbände. Sie übten Kritik am vorgeschlagenen Tempo, welches fundierte
Abklärungen verunmöglichen würde. Parteipolitisch stiess das sogenannte
Teilkartellverbot mit Rechtfertigungsmöglichkeit jedoch auf breite Unterstützung. Von
den grossen Parteien sprach sich lediglich die SVP energisch dagegen aus. 60
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Im November legte der Bundesrat schliesslich die Eckwerte einer umfassenden
Revision des Kartellgesetzes vor, welche die laufenden Reformvorhaben in eine Vorlage
integrierte. Im Zentrum standen neben dem Teilkartellverbot, die verbesserte Kontrolle
von Unternehmenszusammenschlüssen, wobei die in der Europäischen Union
geltenden Bestimmungen als Vorbild dienten, Sanktionsminderungen bei Vorliegen von
Compliance-Programmen sowie institutionelle Reformen (Mutation des Sekretariates
der Wettbewerbskommission zu einer Anklagebehörde sowie die Schaffung einer neuen
Kammer für Wettbewerbsrecht am Bundesverwaltungsgericht). Mit dieser Revision
verfolgte die Landesregierung das Ziel, die Wettbewerbsentscheide rechtsstaatlich
besser zu verankern und besonders schädliche Formen von Kartellabreden zu
verbieten. Zudem bezweckte sie, Fusionen zu untersagen oder mit Auflagen und
Bedingungen zu belegen, wenn Zusammenschlüsse zu einer erheblichen Behinderung
des Wettbewerbs führen, sofern sie nicht durch Effizienzgewinne kompensiert werden.
Der Bundesrat versprach dem Parlament bis Anfang 2012 die Botschaft zur
Kartellgesetzrevision im Rahmen eines Gesamtpakets vorzulegen. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.11.2011
LAURENT BERNHARD

Im Februar des Berichtsjahres unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine
Botschaft zur Revision des Kartellgesetzes. Das Ziel bestand darin, im Interesse einer
liberalen Marktordnung den Wettbewerb in der Schweiz zu intensivieren. Die
beantragte Revision setzte sich aus sechs Hauptpunkten zusammen. Erstens wurde eine
institutionelle Reform ins Auge gefasst, die auf die Schaffung einer unabhängigen
Wettbewerbsbehörde sowie eines unabhängigen erstinstanzlichen
Wettbewerbsgerichts abzielte. Zweitens beantragte der Bundesrat ein grundsätzliches
Verbot von horizontalen Preis-, Mengen- und Gebietsabreden sowie vertikalen
Preisbindungen und Gebietsabschottungen. Im Rahmen dieses Paradigmenwechsels
sollten jedoch abweichende Rechtfertigungsmöglichkeiten zugelassen werden. Der
dritte Revisionspunkt betraf die Ausweitung der Klagelegitimation auf die Endkunden.
Bis dato waren nur jene Wirtschaftsteilnehmer zur Klage berechtigt, die in der
Aufnahme und Ausübung des Wettbewerbs behindert wurden. Viertens bezweckte die
Revision eine Stärkung und Vereinfachung der Zusammenschlusskontrolle, wobei eine
Orientierung an den in der Europäischen Union geltenden Bestimmungen im
Vordergrund stand. Fünftens schlug der Bundesrat als Antwort auf einer im Jahre 2010
überwiesenen Motion Schweiger (fdp, ZG) vor, dass wirksame und adäquate
Massnahmen zur Einhaltung von kartellrechtlichen Bestimmungen (sogenannte
Compliance-Programme) als sanktionsmildender Faktor für Unternehmen
berücksichtigt werden konnten. Sechstens beinhaltete die Botschaft eine Verbesserung
des Widerspruchsverfahrens, das den betroffenen Unternehmen bei drohenden
Sanktionen frühzeitig Rechtssicherheit verschaffen sollte. 62
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Im Mai unterzeichnete die Schweiz ein Wettbewerbsabkommen mit der EU. Dieses
regelte die Zusammenarbeit zwischen den Wettbewerbsbehörden der beiden
Vertragsparteien, ohne dass das Wettbewerbsrecht harmonisiert wurde. Das
Abkommen setzte sich einen wirksameren Vollzug zum Ziel, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglichte. Darüber hinaus sollten im Falle von parallelen
Untersuchungsverfahren die Schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO) und die
Generaldirektion Wettbewerb der EU-Kommission vertrauliche Informationen und
Beweismittel austauschen können. Bis dato konnten die Wettbewerbsbehörden davon
nur unter Einverständnis der von einem Verfahren betroffenen Unternehmen Gebrauch
machen. Bevor der Vertrag in Kraft treten konnte, mussten das EU-Parlament und die
Regierungen der Mitgliedsstaaten sowie die eidgenössischen Räte dem Abkommen
zustimmen. Nur wenige Tage nach Bekanntgabe des Vertragsabschlusses
verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft. Darin vertrat die Landesregierung unter
anderem die Ansicht, dass das Abkommen einen Beitrag zur Bekämpfung der
“Hochpreisinsel Schweiz“ leisten würde. In der Herbstsession genehmigte der
Nationalrat das Wettbewerbsabkommen mit 128 zu 44 Stimmen. Einzig die Fraktion der
SVP sprach sich dagegen aus. Der Entscheid des Ständerats war am Jahresende noch
hängig. 63
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Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession des Berichtsjahres als Erstrat mit
der Revision des Kartellgesetzes. Auf institutioneller Ebene erteilte die kleine Kammer
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Schaffung einer Gerichtsinstanz eine Abfuhr.
Ausschlaggebend für diesen Entscheid war die Befürchtung einer Verlängerung der
Verfahren. Stattdessen beschloss der Ständerat eine Professionalisierung und
Verkleinerung der Wettbewerbskommission (WEKO). Das zwölfköpfige Gremium, in dem
bis anhin auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) Platz nahmen, sollte auf fünf unabhängige Sachverständige
reduziert werden. In Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h. die Grundsatzverbote von
Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen Konkurrenten (Horizontalabreden)
sowie von vertikalen Preisbindungen und Gebietsabschottungen zwischen Produzenten
und Händlern (Vertikalabreden) folgte die kleine Kammer den bundesrätlichen
Anträgen. Der Ständerat sprach sich bei den Vertikalabreden dafür aus, im Einzelfall
abweichende Rechtfertigungsmöglichkeiten zuzulassen, sofern von solchen Abreden
eine effizienzsteigernde Wirkung ausging. Entgegen dem Vorschlag des Bundesrats
sollte die Beweisführung jedoch nicht den Unternehmen, sondern der
Wettbewerbsbehörde obliegen. Ausserdem legte der Ständerat fest, dass
wettbewerbsfördernde Arbeitsgemeinschaften und Poolverträge weiterhin zulässig
bleiben sollten. Diese Kooperationsformen waren in der Baubranche und in der
Versicherungsbranche häufig anzutreffen. Schliesslich sollten Bagatellfälle nicht von der
WEKO aufgegriffen werden. Für eine Überraschung sorgte die Annahme eines
Minderheitsantrags Hess (fdp, OW). Dieser sah – im Sinne einer im Vorjahr vom
Nationalrat angenommenen Motion Birrer-Heimo (sp, LU) – vor, dass Lieferanten aus
OECD-Ländern ihre Schweizer Kunden zu den dort üblichen Bedingungen beliefern
mussten. Dieser Entscheid, der die Bekämpfung der “Hochpreisinsel Schweiz“
bezweckte, kam deutlich mit 25 zu 12 Stimmen zu Stande. Vertreter der unterlegenen
Kommissionsmehrheit machten vergebens darauf aufmerksam, dass ein solcher
Lieferzwang für ausländische Unternehmen ohne Schweizer Niederlassung kaum
durchsetzbar war und der international gängigen Praxis widersprach. Nicht zuletzt
aufgrund des Umstandes, dass der Ständerat die Vorlage in gewissen Bereichen
grundlegend verändert und somit neue Fragen aufgeworfen hatte, beschloss die
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) im April, den
Eintretensentscheid zu vertagen und weitere Abklärungen durchzuführen. Dies betraf
vor allem den Umbau der Wettbewerbskommission und die Frage des Lieferzwangs. In
der Presse wurde dies als Verzögerungstaktik einer aus Gewerbe- und
Gewerkschaftsvertretern bestehenden unheiligen Allianz interpretiert. Im Oktober gab
die WAK-NR bekannt, dass sich eine Mehrheit von 13 zu 9 Kommissionsmitgliedern
gegen das vom Ständerat beschlossene Teilkartellverbot ausgesprochen hatte. Ein
Gelingen der Gesetzesrevision erschien somit zunehmend ungewiss. 64
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Nachdem sich der Ständerat im März 2013 mit der Revision des Kartellgesetzes
auseinandergesetzt und in einigen zentralen Punkten Anpassungen am bundesrätlichen
Entwurf vorgenommen hatte, sprach sich im Januar 2014 die Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Nationalrates (WAK-NR) gegen die Vorlage aus und stellte der grossen
Kammer den Antrag, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Gründe für die Ablehnung
waren laut Medienmitteilung der WAK-NR unterschiedlich: Einige
Kommissionsmitglieder begründeten ihren Entscheid damit, dass in der ständerätlichen
Detailberatung Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen worden waren, die in ihren
Augen für die Stärkung des Wettbewerbs und die Bekämpfung der Schweizer
Hochpreisinsel von zentraler Bedeutung gewesen wären. Andere lehnten die Vorlage ab,
weil sie zum einen das geltende Recht für genügend hielten und weil es zum anderen
noch keine Rechtspraxis gab, die man hätte revidieren können. Die grosse Kammer
folgte im März 2014 dem Vorschlag der WAK-NR und entschied mit 106 zu 77 Stimmen
bei 4 Enthaltungen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die kleine Kammer hielt im Juni
2014 ihrerseits am Entscheid des Vorjahrs fest und spielte damit den Ball an den
Nationalrat zurück. Im Vorfeld der Herbstsession 2014 liess die WAK-NR verlauten, dass
man der grossen Kammer nun doch empfehle, auf den Entwurf einzutreten. In einigen
zentralen Punkten widersprach die WAK-NR jedoch dem ständerätlichen Entscheid und
bereitete zahlreiche Anträge vor. So zog sie es in Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h.
den Grundsatzverboten von Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen
Konkurrenten (Horizontalabreden) sowie von vertikalen Preisbindungen und
Gebietsabschottungen zwischen Produzenten und Händlern (Vertikalabreden) vor, an
der geltenden Regelung festzuhalten. Zudem hielt eine Mehrheit der
Kommissionsmitglieder die Regelung des Ständerates betreffend die unzulässige
Behinderung des Einkaufs im Ausland für impraktikabel. Die WAK-NR schlug ihrerseits
eine Kompromisslösung über den Begriff des Missbrauchs der relativen Marktmacht vor.
Betreffend die institutionelle Reform sprach sich die Kommission für eine auf 7
Mitglieder beschränkte, ausschliesslich aus unabhängigen Sachverständigen
bestehende Wettbewerbskommission (WEKO) aus und lehnte den ständerätlichen
Antrag für eine 11-köpfige WEKO ab. Obgleich sich die Kommissionsmehrheit für ein
Eintreten stark machte, fand sich im Nationalrat auch in der Herbstsession 2014 keine
Mehrheit für den Antrag: Mit 99 zu 80 Stimmen bei 12 Enthaltungen folgte die grosse
Kammer einem Minderheitsantrag Rime (svp, FR) und versenkte den Entwurf zum
Kartellgesetz damit definitiv. Die Medien bezeichneten die Revision des Kartellgesetzes
als „Musterbeispiel einer gescheiterten Vorlage“. Die vom Bundesrat beabsichtigte
Stärkung der WEKO galt zu Beginn als ein mehrheitsfähiges Anliegen. Während
grundlegender Widerstand gegen den Vorschlag des Bundesrats aus der SVP, der BDP
und vom Gewerbeverband kam, die alle einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in
Abrede stellten, erhielten die Gegner im Nationalrat überraschend Unterstützung von
einer Mehrheit der Grünen und einer Minderheit der SP. Wirtschafts- und
Gewerkschaftskreise wehrten sich gegen die Verkleinerung und Professionalisierung
der WEKO. Anstelle des 11- bis 15-köpfigen Gremiums, dem neben unabhängigen
Sachverständigen auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) angehören, hätte die Kommission gemäss Ständerat auf fünf
unabhängige Sachverständige reduziert werden sollen. 65
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DATUM: 17.10.2014
DAVID ZUMBACH

Am 1. Dezember 2014 trat das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit
der EU in Kraft. Dieses setzt sich zum Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den
Wettbewerbsbehörden der Schweiz und der EU zu stärken, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglicht. Das Abkommen war rein verfahrensrechtlicher
Natur und verlangte keine Harmonisierung des materiellen Rechts. Zuvor hatte der
Ständerat im Juni 2014 das Abkommen einstimmig angenommen, jedoch abweichend
vom Nationalrat um eine Anpassung des Kartellgesetzes in Form eines Anhangs ergänzt.
Dieser legt fest, unter welchen Voraussetzungen Informationen an die
Wettbewerbsbehörde der EU herausgegeben werden dürfen. Insbesondere müssen die
Unternehmen vorab über die Datenherausgabe informiert werden. Die Daten dürfen
zudem nicht in zivil- oder strafrechtlichen Verfahren verwendet werden. Die grosse
Kammer hatte dem Zusatz noch in derselben Session zugestimmt. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft unter Opposition der SVP mit 142 zu 53 Stimmen zu. In der
kleinen Kammer passierte die Vorlage die Schlussabstimmung mit 41 zu 3 Stimmen. 66
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Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2015 erstmals mit dem
bundesrätlichen Entwurf zur Teilrevision des Zollgesetzes, mit der die Regierung
gewisse Mängel und Lücken, die sich in der Anwendung des 2007 eingeführten
Zollgesetztes gezeigt hatten, beheben wollte. Die Strategie Zollfreilager, die der
Bundesrat in der gleichen Botschaft definiert hatte und der in den Medien viel
Aufmerksamkeit zuteil wurde, war indes nicht Gegenstand der Gesetzesvorlage. Der
Ständerat folgte in sämtlichen Punkten seiner vorberatenden Sicherheitspolitischen
Kommissionen (SiK-SR), deren Anträge nur gering vom Entwurf des Bundesrates
abwichen. In seiner wichtigsten Änderung entschied sich der Ständert dafür, eine
Bestimmung zu streichen, die es der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) erlaubt
hätte, im Rahmen der Amtshilfe direkt Daten und Informationen an eine ersuchende
Behörde zu übermitteln. Die kleine Kammer wollte damit verhindern, dass sensible
Daten, die bei der Deklaration bekanntgegeben werden, in die Hände der
wirtschaftlichen Konkurrenz geraten. 67
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DATUM: 16.06.2015
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Mit der Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG), die am 11. Dezember 2015 in die
Vernehmlassung geschickt wurde, nahm sich der Bundesrat u.a. der Thematik von
Werbeanrufen mit gefälschten Schweizer Telefonnummern („Spoofing“) an, die 2014
durch ein Postulat Birrer-Heimo (sp, LU) angeregt worden war. Mit der geplanten
Gesetzesänderung will der Bundesrat die Fernmeldedienstanbieter zur Bekämpfung der
unlauteren Werbeanrufe verpflichten. Gleichzeitig betonte der Bundesrat im
Vernehmlassungsbericht aber auch, dass es viele Jahre dauern würde, bis Spoofing
wirkungsvoll bekämpft werden könne, da dies nur über internationale Bestrebungen
und ein weltweites Zertifizierungssystem möglich sei. Das Postulat wurde im Sommer
2016 abgeschrieben. 68
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Im Dezember 2015 schuf der Nationalrat bei der Beratung der Teilrevision des
Zollgesetzes drei Differenzen zur vorbehandelnden kleinen Kammer. Er folgte dabei in
allen Punkten seiner Sicherheitspolitischen Kommission (SiK-NR). Einzig bei der Frage,
ob der im Bundesbeschluss über die Umsetzung von Schengen und Dublin
festgeschriebene Mindestbestand des Grenzwachtkorps ins Zollgesetz gehört, kam es
zu Diskussionen. Ein Minderheitsantrag Graf-Litscher (sp, TG), der wie Bundes- und
Ständerat auf eine Festschreibung verzichten wollte, da seit der Festlegung im Jahre
2003 der Mindestbestand als Referenz an Bedeutung verloren habe, wurde mit 56 zu
127 Stimmen abgelehnt. SP, Grüne und Grünliberale standen, auf sich alleine gestellt,
auf verlorenem Posten. Die zweite Differenz betraf eine Bestimmung, welche
Kommandanten von Luftfahrzeugen zur Übermittlung von Unterlagen an die
Eidgenössische Zollverwaltung (EZV) verplichtet. Diese führe, so die SiK-NR, zu grossen
Unklarheiten und vermische Bereiche der privaten und kommerziellen Fliegerei. Eine
letzte Differenz beinhaltete eine Präzisierung, die die Ermächtigung des Bundesrates
zum Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen explizit nur auf den Bereich der
gegenseitigen Anerkennung des Status der zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten
beschränkt. Der Ständerat stimmte im Januar 2016 bei der zweiten Lesung den
nationalrätlichen Anpassungen diskussionslos zu. In der Schlussabstimmung wurde die
Teilrevision des Zollgesetzes in beiden Räten einstimmig angenommen. 69
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Le Conseil national a adopté le classement du postulat sur les appels publicitaires avec
des numéros suisses. 70
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Le Conseil fédéral, à la lumière d'une récente étude de la Commission de la
concurrence (COMCO) et de l'arrêt du Tribunal Fédéral en la cause Gaba/Elmex,
demande le classement de la motion 15.3631. Tout d'abord, selon l'étude de la
COMCO, les cas de refus d'entreprises suisses de procéder à des travaux sur des
produits achetés dans l'EEE sont faibles. En outre, l'étude précise que les cas de refus
ne sont pas dictés par une volonté de réduire la concurrence mais par d'autres motifs
notamment techniques. Puis, le Tribunal fédéral dans son arrêt de principe Gaba/Elmex
a déterminé que des accords de protection territoriale absolue demeuraient illégaux
s'ils n'étaient pas justifiés par des motifs économiques. Par conséquent, des sanctions
directes peuvent être infligées même si la concurrence n'est pas entravée
complètement, mais uniquement affectée de manière notable. Selon le Conseil fédéral,
cette décision fait office de jurisprudence et répond à la requête de la motion. 
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Ainsi, par 94 voix contre 84, le Conseil national a décidé de classer la motion. Les voix
de l'UDC et du PLR – qui s'est opposé à un objet d'un de ses membres – ont décidé du
sort de la motion. Puis, le Conseil des Etats a définitivement enterré, à l'unanimité, cet
objet qui souhaitait lutter contre l'îlot de cherté helvétique. 71

Gesellschaftsrecht

In seiner Botschaft vom 29. Oktober 2014 beantragte der Bundesrat dem Parlament die
Zustimmung zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG), die gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren
einen freien Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Dies war bis anhin
nicht möglich, da nach geltendem Bundesgesetz (Artikel 27 SchKG) die Kantone die
Bedingungen festlegen dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten
darf. Eine Motion Rutschmann (svp, ZH) (Mo. 10.3780), die vom Bundesrat unterstützt
wurde, brachte 2010 sodann den Anstoss zur SchKG-Revision. 72
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In der Sommersession 2015 befasste sich die kleine Kammer mit der Änderung des
Obligationenrechts (Firmenrecht) und der Frage, ob, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, die Unternehmensnachfolge für Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften erleichtert werden soll. Die
vorberatende Rechtskommission (RK-SR) sprach sich mit 9 zu 1 Stimme deutlich für den
bundesrätlichen Vorschlag aus. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) sprach bei der
Beratung von einem "Deregulierungsgeschäft", das für die betroffenen Gesellschaften
insofern von wirtschaftlicher Relevanz sei, als dass die Weiterführung des Namens ein
"wichtiger Wettbewerbsfaktor" darstelle. Der Ständerat folgte der Kommission und
sprach sich mit 36 zu 1 Stimme deutlich für die Gesetzesvorlage des Bundesrates aus. 73
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Als Erstrat setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2015 mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) auseinander, die
gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren einen freien
Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Die vorberatende Kommission
für Rechtsfragen (RK-NR) ergänzte den Entwurf des Bundesrates um eine zusätzliche
Regelung, die es den Kantonen, die nach geltendem Recht die Bedingungen festlegen
dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten darf, erlauben soll,
einer Person aus wichtigen Gründen die gewerbliche Vertretung zu verbieten. Die
Änderung wurde innerhalb der RK-NR mit 17 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen
angenommen. Bevor sich der Nationalrat aber den inhaltlichen Feinheiten annehmen
konnte, musste er sich in der Eintretensdebatte zuerst mit dem Antrag einer
Kommissionsminderheit Nidegger/Lüscher auseinandersetzen, die einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Abrede stellte. Dass die Opposition gegen die
SchKG-Revision gerade von zwei Genfer Nationalräten kam, überraschte wenig, machte
von der Kompetenz, die Bedingungen für die gewerbsmässige Vertretung im
Zwangsvollstreckungsverfahren festzulegen, neben dem Tessin und der Waadt doch vor
allem auch der Kanton Genf Gebrauch. Mit ihrem Anliegen stiessen sie aber ausserhalb
ihrer eigenen Fraktionen kaum auf offene Ohren. Der Nationalrat stimmte bei 4
Enthaltungen mit 121 zu 49 Stimmen für das Eintreten. In der Detailberatung gaben vor
allem die redaktionellen Bereinigungen der Zivilprozessordnung (ZPO), die, laut
Bundesrat, aufgrund des "engen verfahrensrechtlichen Bezugs" vorgeschlagen wurden,
Anstoss zur Debatte. Eine Minderheit Lüscher, die von der SVP- und der FDP-Liberalen-
Fraktion Unterstützung erhielt, sprach sich für die Streichung sämtlicher beantragter
Änderungen der Zivilprozessordnung aus, da, so Giovanni Merlini (fdp, TI), kein
inhaltlicher Zusammenhang bestehe und zudem beschlossen worden sei, vor 2020
möglichst keine Änderungen an der Zivilprozessordnung vorzunehmen. In der
Abstimmung unterlag die Kommissionsminderheit mit 92 zu 94 Stimmen denkbar
knapp. Das Zünglein an der Waage spielte die CVP-Fraktion, die mit 20 zu 7 Stimmen für
den Antrag der Kommissionmehrheit stimmte. Die Gesamtabstimmung fiel dann mit 105
zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugunsten des Entwurfs deutlicher aus, auch weil die
FDP-Liberale-Fraktion weniger geschlossen stimmte als noch bei der vorangegangenen
Abstimmung. 74
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In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat einstimmig für die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) aus, die im Sommer
bereits im Ständerat unbestritten war. Künftig werden demnach auch
Personengesellschaften den einmal gewählten Firmennamen auf unbestimmte Zeit
weiterführen können, was die Unternehmensnachfolge erleichtern soll. Mit der Revision
wurde auch die Ausschliesslichkeit der Firmennamen vereinheitlicht. Mit Ausnahme von
Einzelunternehmen dürfen sämtliche Gesellschaften, die sich ins Handelsregister
eintragen lassen wollen, nur noch einen Namen wählen, der in der Schweiz von keiner
anderen Unternehmung verwendet wird. Die Gesetzesänderung trat am 1. Juli 2016 in
Kraft. 75
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In der Herbstsession 2015 befasste sich dann der Ständerat mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) und der Thematik der
gewerbsmässigen Vertretung im Zwangsvollstreckungsverfahren. Die vorberatende
Rechtskommission (RK-SR) hatte sich bei vier Enthaltungen mit 9 zu 0 Stimmen für den
schweizweiten Marktzugang für gewerbsmässige Vertreter ausgesprochen. Zudem war
die Kommission dem Nationalrat gefolgt und hatte entgegen dem Entwurf des
Bundesrates einstimmig beschlossen, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, einer
Person aus wichtigen Gründen die gewerbsmässige Vertretung zu verbieten. In der
eingangs geführten Eintretensdebatte bezeichnete Martin Schmid (fdp, GR) die Vorlage
als "verfassungswidrig", da die ebenfalls beantragten redaktionellen Bereinigungen der
Zivilprozessordnung (ZPO) in keinem Zusammenhang mit dem Hauptrevisionspunkt
stünden. Der Nichteintretensantrag blieb aber auch in der kleinen Kammer ohne Erfolg.
Der Ständerat entschied mit 27 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung auf Eintreten. In der
Detailberatung folgte der Ständerat seiner Rechtskommission und stimmte dem
Beschluss des Nationalrates zu. In der Gesamtabstimmung nahmen 27 Ständerate den
Entwurf an, 13 lehnten ihn ab. 

Am 25. September 2015 gelangte die Vorlage dann in beiden Kammern zur
Schlussabstimmung. Als einziger Parlamentarier stimmte Ständerat Luc Recordon (gp,
VD) gegen die SchKG-Revision. Die Referendumsfrist verstrich indes am 14. Januar 2016
ungenutzt. 76
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Wirtschaftsordnung

Le Conseil fédéral a accepté le message sur la révision totale de la loi fédérale sur les
marchés publics (LMP). En parallèle, le Conseil fédéral a aussi adopté le message sur
l'accord de l'OMC sur les marchés publics (AMP). Les objectifs sous-jacents de ces
messages sont l'harmonisation des législations fédérales et cantonales. C'est le secteur
de l'économie qui a fait du pied, durant plusieurs années, pour obtenir un pas dans la
direction d'une harmonisation afin de réduire l'insécurité juridique et les procédures
coûteuses pour les entreprises. 77
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La révision totale de la loi sur les marchés publics a donné lieu à un débat fleuve de
plus de 8 heures au Conseil national. La chambre du peuple a ainsi apporté de
nombreuses modifications au projet soumis par le Conseil fédéral. Tout d’abord, la
thématique sensible de la transparence a été abordée. Les parlementaires ont
maintenu le droit d’accès public aux documents officiels lors d’une procédure
d’adjudication. Ils ont aussi maintenu le droit de regard sur les marchés publics de plus
de 1 million de francs adjugé de gré à gré. Le Conseil national s’est donc aligné sur sa
commission de l’économie et des redevances (CER-CN) et s’est opposé à la volonté du
Conseil fédéral. Ensuite, les critères d’adjudication ont été renforcés. Qualité, prix,
durabilité, plausibilité de l’offre et fiabilité du prix régiront désormais les choix lors
d’une adjudication. Les Verts ont notamment salué l’inclusion de la durabilité comme
critère. De plus, l’UDC a imposé la prise en compte des différences de niveaux de prix
dans les pays où la prestation est réalisée. Puis, toujours contre la volonté du Conseil
fédéral, l’adjudicateur aura la charge de demander des informations supplémentaires si
une offre à un prix curieusement bas est soumise. Ce renforcement du critère de
plausibilité a été vainement critiqué par le Conseil fédéral, représenté par Ueli Maurer
qui y voyait un fardeau bureaucratique supplémentaire. Enfin, un amendement de
Fabio Regazzi (pdc, TI) a été adopté par 108 voix contre 78. Un comportement contraire
à l’éthique est désormais un motif de révocation d’adjudication. Finalement, la
question des langues a été abordée. En effet, de nombreux objets (12.3739, 12.3914,
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14.3872 et 14.3880) avaient pointé du doigt l’actuelle loi sur les marchés publics. Des
exigences minimales ont été fixées. Par exemple, toutes les langues officielles doivent
être acceptées pour les communications de soumissionnaires. 
La chambre du peuple s’est alignée sur le projet initial. Lors du vote sur l’ensemble, la
révision totale de la LMP a été validée par 184 voix contre 1 et 3 abstentions. La révision
permettra de s’aligner sur les exigences de l’OMC. La dossier part à la chambre des
cantons. 78

Après un débat fleuve au Conseil national, la révision totale de la loi sur les marchés
publics a été débattue au Conseil des États. L’objectif est d’harmoniser la législation et
de prendre en considération les nouvelles exigences de l’Organisation mondiale du
commerce (OMC). Au vote sur l’ensemble, le projet de révision a été adopté sans
opposition. Par contre, des divergences existent sur certains articles. Premièrement,
avec le soutien des sénateurs PDC et UDC, la volonté du Conseil national de prendre en
compte lors de l’évaluation des offres, les différents niveaux de prix pratiqués dans les
pays a été également retenue par la chambre des cantons. Les sénateurs, par 32 voix
contre 7, souhaitent ainsi garantir des conditions équitables pour les entreprises
suisses. Deuxièmement, les conditions de travail en vigueur en Suisse devront être
respectées par les soumissionnaires pour les contrats en Suisse. Mais, afin d’éviter un
protectionnisme accru à l’intérieur des frontière, cette contrainte ne s’applique pas au
lieu précis où la prestation est fournie. Cette adaptation, suggérée par Martin Schmid
(plr, GR) a été validée par 21 voix contre 17. Troisièmement, également par 21 voix contre
17, seul le critère du prix a été retenu pour les prestations standardisées.
Quatrièmement, la volonté de la gauche d’empêcher les chaînes de sous-traitance,
pratique à fort risque de sous-enchère salariale, a été rejetée par 26 voix contre 15.
Cinquièmement, une divergence avec le Conseil national existe au niveau des
exceptions. Le Conseil des États a exclu les organisations d’insertion
socioprofessionnelle des exceptions pour les marchés publics. Finalement, par 20 voix
contre 17, la chambre des cantons a retiré au Contrôle fédéral des finances (CdF) le
droit de viser les documents pour les marchés de gré à gré qui dépassent 1 million de
francs. L’objet retourne à la chambre du peuple afin d’examiner les divergences. 79

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

La révision de la loi sur les marchés publics concerne un marché estimé à 41 milliards
de francs. L’ampleur du marché et la nécessité de s’aligner sur les nouvelles exigences
de l’OMC induisent logiquement de nombreuses divergences. Ainsi, le Conseil national
a campé sur de nombreuses positions. La révision retourne donc à la chambre des
cantons. Premièrement, le Conseil national souhaite relativiser l’importance du prix lors
d’une adjudication. Seules les prestations standardisées pourraient être attribuées sur
le seul critère du prix, alors que c’est l’offre «la plus avantageuse» qui devrait être
retenue pour toutes les autres prestations. Deuxièmement, à l’opposé du Conseil des
Etats, la chambre du peuple a décidé de la possibilité de prise en compte des différents
niveaux de prix avec les pays étrangers où la prestation est fournie. Ce compromis
permet une différenciation entre les marchés soumis ou non aux accords
internationaux afin d’éviter le dépôt de plainte contre la Suisse auprès de l’OMC. Seuls
l’UDC et le PBD se sont opposés à ce point spécifique. Troisièmement, le Conseil
national a maintenu l’introduction de la méthode des deux enveloppes afin de séparer
la solution technique et le prix dans la décision d’adjudication. Quatrièmement, par 155
voix contre 26, le Conseil national a imposé le respect des conditions de travail en
vigueur au lieu où la prestation est fournie. Le PLR n’a pas réussi à faire entendre sa
voix sur ce point. Cinquièmement, le Conseil national a renforcé la transparence pour
les marchés de plus d’un million de francs attribués au gré à gré. Finalement, au niveau
de l’application de la révision dans certaines branches spécifiques, le Conseil national a
estimé pertinent d’inclure la production d’énergie électrique, mais d’exclure les
marchés avec les organismes d’insertion professionnelle. 80
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L'objectif de la révision de la loi sur les marchés publics est d'harmoniser les règles
d'adjudication des marchés publics afin notamment de s'aligner sur les nouvelles
exigences de l'Organisation mondiale du commerce (OMC). Le projet de révision a
continué les aller-retours entre la chambre des cantons et celle du peuple. Si plusieurs
points de divergences ont pu être réglé, la principale pierre d'achoppement devra être
débattue en conférence de conciliation. En effet, les deux chambres n'ont pas réussi à
s'accorder sur la prise en compte des différences de prix entre la Suisse et l'étranger,
avec comme débat sous-jacent, la protection des PME helvétiques. 
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D'abord, les deux chambres se sont accordées sur le concept d'offre «la plus
avantageuse». Le Conseil des Etats a renoncé à préciser que cette offre doive
présenter le meilleur rapport qualité-prix. Ensuite, pour la protection des travailleurs
les sénateurs se sont alignées, par 20 voix contre 17, sur la volonté du Conseil national.
Les règles à respecter seront celles où a lieu la prestation. Puis, la chambre du peuple a
estimé, par 121 voix contre 60, que la vérification du prix pour les marchés adjugés de
gré à gré d'au moins 1 millions pouvait être régie par ordonnance. Elle s'aligne donc sur
la volonté du Conseil des Etats. Finalement, le champ d'application de la réforme a été
révisé. D'un côté, le Conseil national a consenti à exclure la caisse de prévoyance de la
Confédération, PUBLICA, du champ d'application. D'un autre côté, le Conseil des Etats
a accepté qu'un marché sectoriel soumis à une concurrence de marché n'ait pas à se
soumettre à la loi. Au final, les deux chambres se retrouvent en conférence de
conciliation pour débattre de la prise en compte de la différence des prix. 81

Pour la révision de la loi sur les marchés publics, un dernier point d'achoppement
entre le Conseil national et le Conseil des Etats a dû être réglé en conférence de
conciliation. Il s'agit de la prise en compte de la différence des prix entre la Suisse et
l'étranger lors de l'adjudication d'un marché public. D'un côté, le Conseil des Etats
souhaitait que l'adjudicateur prenne en compte les différences de pouvoir d'achat, et
non pas les différences de prix. Cette mesure était principalement défendue par l'UDC.
Lors des discussions en chambre, les sénateurs ont estimé que cette mesure était
nécessaire afin de protéger les PME helvétiques qui peuvent difficilement concurrencer
des prestataires étrangers. Les libéraux-radicaux ont pointé du doigt une mesure
protectionniste, ainsi que les risques de rétorsion en cas de non-mise en conformité
avec les nouvelles exigences de l'OMC. De l'autre côté, le Conseil national défendait une
prise en compte de la différence de prix, et non pas du pouvoir d'achat. Les
parlementaires fustigeaient notamment un concept «nébuleux», un fardeau
bureaucratique et un risque de mesures de rétorsion à l'international. Au final, un
compromis a été trouvé en conférence de conciliation. La différence des prix avec
l'étranger sera prise en compte lors d'une adjudication, uniquement si la mesure est
conforme aux nouvelles exigences de l'OMC. La chambre du peuple a adopté le
compromis par 152 voix sans opposition. La chambre des cantons a suivi par 28 voix
contre 1. La révision de la loi sur les marchés publics a donc été adoptée lors des votes
finaux. 82
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